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AUF EINEN BLICK

Aus der mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Pro-
jektion des IMK resultieren bei den Steuereinnahmen 
von 2017 bis 2021 insgesamt geringfügige Minderein-
nahmen. 2017 wird das Aufkommen der Gebietskör-
perschaften infolge von Steuerrechtsänderungen um 
knapp 5 Mrd. Euro hinter dem Schätzergebnis des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom November 
2016 zurückbleiben. Zudem verschiebt sich die Ver-
teilung der Steuereinnahmen vor allem aufgrund der 
Unterstützungszahlungen für Flüchtlinge spürbar zu 
Lasten des Bundes, dessen Aufkommen mittelfristig 
pro Jahr um etwa 6 Mrd. Euro hinter den im vergan-
genen Herbst erwarteten Werten zurückbleibt.
Die aktuellen Pläne zu einer breit angelegten steuer
lichen Entlastung bei der Einkommensteuer sind in 
mehrfacher Hinsicht problematisch: Für eine spürba-

re Verringerung der trendmäßig gestiegenen Dispa-
rität in der Einkommensverteilung sind sie kaum ge-
eignet, da sie zu stark auch im mittleren und gehobe-
nen Einkommensbereich entlasten. Die angestrebte 
breite Entlastung wäre zudem fiskalisch teuer erkauft, 
weil sie die öffentlichen Haushalte von Bund, Län-
dern und Gemeinden selbst unter günstigen konjunk-
turellen Rahmenbedingungen stark belasten würde. 
Käme es zusätzlich im Finanzplanungszeitraum zu 
einer spürbaren Konjunkturabschwächung mit ent-
sprechenden Einnahmenausfällen, würden unter der 
Schuldenbremse im Bundeshaushalt schnell kräftige 
Kürzungen erforderlich, die die Konjunktur zusätzlich 
belasten würden. Die Steuersenkungen würden sich 
dann nicht nur als verteilungspolitisch und fiskalisch 
problematisch, sondern zusätzlich noch als makro-
ökonomisch destabilisierend erweisen.
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ZUR ENTWICKLUNG DER 
STEUEREINNAHMEN

Anhaltend kräftiger Anstieg im Jahr 2016

Die deutsche Wirtschaft setzte ihren von der Binnen
nachfrage getragenen Wachstumskurs im vergan-
genen Jahr fort. Dabei entwickelte sich die Beschäf-
tigung sehr dynamisch und auch die Löhne erhöh-
ten sich spürbar. Die privaten und staatlichen Kon-
sumausgaben stiegen kräftig, letztere auch wegen 
der Versorgung von rund einer Million Flüchtlingen. 
Vor diesem Hintergrund stiegen die Steuereinnah-
men mit 4,8 % ähnlich kräftig wie im Vorjahr (Tabellen 
1a und 1b). Die Gebietskörperschaften nahmen insge-
samt 705,8 Mrd. Euro ein und übertrafen damit die 
Prognose des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
um gut 10 Mrd. Euro (BMF 2016).

Dabei fiel der Anstieg der gemeinschaftlichen 
Steuern mit 5,3 % überdurchschnittlich aus und 
beschleunigte sich gegenüber dem Vorjahr (4,6 %) 
deutlich. Mit 508,6 Mrd. Euro hatten die gemein-
schaftlichen Steuern einen Anteil von 72 % am ge-
samten Steueraufkommen. Dabei ist das Brutto
aufkommen der Lohnsteuer infolge weiterer steuer
licher Entlastungen mit 3,1 % deutlich unterdurch-
schnittlich gestiegen. Netto – nach Abzug des 
Kindergeldes und der Altersvorsorgezulage – ergab 
sich ein leicht stärkerer Zuwachs (3,3 %). Damit hat 
sich der Zuwachs der Lohnsteuer im Vergleich zum 
Vorjahr (6,5 %) stark abgeschwächt.

Der kräftige Anstieg der gemeinschaftlichen 
Steuern war im vergangenen Jahr primär auf die 
gewinnabhängigen Steuern zurückzuführen und 
spiegelte die günstige Gewinnentwicklung wieder. 
Das Bruttoaufkommen der veranlagten Einkommen-
steuer nahm um 9,2 % zu. Nach Abzug der auslau-
fenden und daher deutlich rückläufigen Investitions- 
und Eigenheimzulage sowie der merklich höheren 
Erstattungen an veranlagte Arbeitnehmer betrug 
der Anstieg sogar 10,8 %. Außergewöhnlich stark 

stieg das Bruttoaufkommen der Körperschaftsteuer 
(39,2 %). Netto, also nach Abzug der um die Hälf-
te verminderten Investitionszulage, war der Anstieg 
mit 40,1 % noch geringfügig höher. Mit 8,4 % leg-
ten auch die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag 
deutlich stärker zu als noch im Vorjahr (3,0 %). Das 
Aufkommen der Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver-
äußerungserträge blieb im vergangenen Jahr hinge-
gen um 28,1 % unter dem Wert des Vorjahres. An-
gesichts der anhaltend kräftigen Expansion bei der 
Binnennachfrage legten die Steuern vom Umsatz 
mit 3,4 % genauso rasch zu wie schon 2015.

Nach einem Anstieg um 2,4 % im Vorjahr expan-
dierten die reinen Bundessteuern insgesamt im ver-
gangenen Jahr kaum. Hinter der geringen Zuwachs-
rate von 0,2 % verbergen sich sehr unterschiedliche 
Entwicklungen bei den einzelnen Steuern. Die Ein-
nahmen aus der Energiesteuer, die mit 40,1 Mrd. 
Euro die aufkommensstärkste Bundessteuer ist, er-
höhten sich nur leicht um 1,3 %. Relativ dynamisch 
entwickelten sich hingegen der Solidaritätszuschlag 
(5,8 %), der auf alle gemeinschaftlichen Steuern mit 
Ausnahme der Steuern vom Umsatz erhoben wird 
und mit 16,9 Mrd. Euro nach der Energiesteuer 
den zweithöchsten Beitrag zum Aufkommen der 
reinen Bundessteuern leistet, sowie die quantita-
tiv mit rund einer Milliarde Euro eher nachrangige 
Luftverkehrsteuer. Leichte Zuwächse ergaben sich 
auch bei der Kfz-Steuer und der Versicherung
steuer, deren Aufkommen rund ein Fünftel der rei-
nen Bundessteuern ausmacht. Das Aufkommen 
der Tabaksteuer wurde im vergangenen Jahr von 
Änderungen der Verpackungsvorschriften betroffen. 
Seit dem 20. Mai 2016 müssen die Packungen mit 
textlichen und bildlichen Warnhinweisen versehen 
sein. Da vor dem Stichtag hergestellte Tabakwaren 
noch bis zum 20. Mai 2017 verkauft werden dür-
fen, kam es zu einer erheblichen Vorproduktion mit 
einem entsprechend höheren Steueraufkommen, 
der im zweiten Halbjahr eine Minderproduktion ge-
genüberstand. Im Jahr insgesamt verringerte sich 
das Aufkommen um 4,9 %. Die Einnahmen aus der 
Kernbrennstoffsteuer sanken von 1,4 Mrd. Euro 
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auf nur mehr 0,4 Mrd. Euro (-69,2 %), nachdem sie 
sich im Vorjahr noch von 0,7 Mrd. Euro auf 1,4 Mrd. 
Euro verdoppelt hatten. Das Aufkommen der übri-
gen Bundessteuern stagnierte oder war sogar leicht 
rückläufig.

Die reinen Ländersteuern verzeichneten mit 9,9 % 
auch im vergangenen Jahr einen deutlich über-
durchschnittlichen Zuwachs. Allerdings war die Dy-

namik im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren 
bereits spürbar abgeschwächt. Das Aufkommen der 
Grunderwerbsteuer, der mit über 12 Mrd. Euro auf-
kommensstärksten Ländersteuer, stieg mit 10,3 % 
sehr kräftig. Allerdings hat sich die Zuwachsrate 
gegenüber dem Vorjahr, das durch deutliche Anhe-
bungen des Grunderwerbsteuersatzes in mehreren 
Bundesländern beeinflusst war, nahezu halbiert. 

Tabelle 1a

Steuereinnahmen in den Jahren 2014 bis 20211

in Mrd. Euro

Abweichungen in den Summen durch Runden.

1	 2017-2021 Prognose des IMK.
2	 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %.
3	 Beteiligungsverhältnis: Bund 50 %, Länder 50 %.
4	 Beteiligungsverhältnis: Bund 44 %, Länder 44 %, Gemeinden 12 %.
5	 Bund vorab 4,45 % für Arbeitslosenversicherung,  

vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversicherung,  
vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 % zuzüglich Festbeträge,  
vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.

6	 Einschl. Alcopopsteuer.
7	 Der starke Anstieg im Jahr 2018 resultiert aus Sondereffekten.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Tabelle 1a
Steuereinnahmen in den Jahren 2014 bis 2021 1

in Mrd. Euro

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

Gemeinschaftliche Steuern 462,0 483,2 508,6 522,7 547,5 570,8 594,4 618,9

Lohnsteuer2 168,0 178,9 184,8 191,5 199,0 210,0 221,4 233,1

Veranlagte Einkommensteuer2 45,6 48,6 53,8 55,6 57,7 59,5 61,6 64,0

Nicht veranl. Steuern v. Ertrag3 17,4 17,9 19,5 19,0 19,5 21,2 21,9 22,5

Abgeltungsteuer4 7,8 8,3 5,9 6,0 6,1 6,1 6,3 6,4

Körperschaftsteuer3,7 20,0 19,6 27,4 24,1 30,6 31,4 32,5 33,6

Steuern vom Umsatz5 203,1 209,9 217,1 226,5 234,5 242,5 250,7 259,3

Zölle    4,6 5,2 5,1 5,3 5,5 5,7 5,9 6,1

Bundessteuern   101,8 104,2 104,4 105,2 106,4 107,6 108,8 110,2

Energiesteuer  39,8 39,6 40,1 40,2 40,2 40,3 40,4 40,5

Stromsteuer 6,6 6,6 6,6 6,6 6,5 6,5 6,5 6,5

Kernbrennstoffsteuer 0,7 1,4 0,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Kraftfahrzeugsteuer 8,5 8,8 9,0 9,0 9,0 9,0 9,0 9,0

Luftverkehrsabgabe 1,0 1,0 1,1 1,1 1,1 1,2 1,2 1,2

Tabaksteuer 14,6 14,9 14,2 14,5 14,4 14,4 14,4 14,3

Branntweinsteuer6 2,1 2,1 2,1 2,1 2,0 2,0 2,0 2,0

Versicherungsteuer    12,0 12,4 12,8 13,1 13,5 13,9 14,4 14,8

Solidaritätszuschlag  15,0 15,9 16,9 17,2 18,0 18,7 19,5 20,3

Sonstige 1,4 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5

Ländersteuern  17,6 20,3 22,3 22,8 23,6 24,2 24,8 25,4

Erbschaftsteuer 5,5 6,3 7,0 6,5 6,6 6,7 6,7 6,8

Grunderwerbsteuer 9,3 11,2 12,4 13,3 14,0 14,5 14,9 15,4

Sonstige                           2,8 2,8 2,9 3,0 3,0 3,1 3,1 3,2

Gemeindesteuern  57,7 60,4 65,3 63,7 68,5 70,4 72,5 74,7

Gewerbesteuer   43,8 45,7 50,1 48,2 52,6 54,3 56,0 57,9

Grundsteuern   12,7 13,2 13,7 13,9 14,1 14,3 14,6 14,8

Sonstige  1,3 1,4 1,6 1,6 1,7 1,8 1,9 2,0

Kassenmäßige Steuereinnahmen

insgesamt  643,6 673,3 705,8 719,7 751,4 778,8 806,4 835,2

Bund 270,7 281,6 289,0 299,4 305,3 320,4 331,9 343,4

Länder 254,3 267,9 288,7 290,8 302,8 310,6 322,0 333,9

Gemeinden 87,6 92,8 98,8 100,0 107,0 110,4 114,4 118,6

EU 31,0 30,9 29,3 29,4 36,3 37,3 38,1 39,3

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Abweichungen in den Summen durch Runden.
1 2017-2021 Prognose des IMK.
2 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %.
3 Beteiligungsverhältnis: Bund 50 %, Länder 50 %.
4 Beteiligungsverhältnis: Bund 44 %, Länder 44 %, Gemeinden 12 %.
5 Bund vorab 4,45 % für Arbeitslosenversicherung, 
vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversicherung, 
vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 % zuzüglich Festbeträge, 
vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.
6 Einschl. Alcopopsteuer.
7 Der starke Anstieg im Jahr 2018 resultiert aus dem Wegfall der Altkapitalerstattung, die das Aufkommen bis 2017 jährlich um 2,2 Mrd. Euro mindert.
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Auch beim Aufkommen der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer verlangsamte sich die Dynamik im ver-
gangenen Jahr deutlich, die Zuwachsrate blieb je-
doch zweistellig. Während viele Vermögenspreise 
weiterhin deutlich zulegten, sind die Vorzieheffekte 
im Zusammenhang mit der Neuregelung des Erb-
schaft- und Schenkungsteuergesetzes ausgelaufen. 
Deutlich stärker als in den Vorjahren stieg mit 5,6 % 
hingegen die Rennwett- und Lotteriesteuer, die mit 

1,8 Mrd. Euro drittwichtigste Ländersteuer. Die Bier-
steuer, die 0,7 Mrd. Euro zum Aufkommen der Län-
dersteuern beiträgt, stagnierte annähernd, während 
sich das Aufkommen der übrigen reinen Länder-
steuern, wozu unter anderem die Feuerschutzsteuer 
gehört, um 7,2 % auf 442 Millionen Euro erhöhte.

Mit 8,2 % nahmen die Gemeindesteuern im ver-
gangenen Jahr fast doppelt so stark zu wie noch 
im Vorjahr. Maßgeblich hierfür war die dynamische 

Tabelle 1b

Steuereinnahmen in den Jahren 2015 bis 20211

Veränderung gegenüber Vorjahr in %

1	 2017-2021: Prognose des IMK.
2	 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %.
3	 Beteiligungsverhältnis: Bund 50 %, Länder 50 %.
4	 Beteiligungsverhältnis Bund 44 %, Länder 44 %, Gemeinden 12 %.
5	 Bund vorab 4,45 % für Arbeitslosenversicherung,  

vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversicherung,  
vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 % zuzüglich Festbeträge,  
vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.

6	 Einschl. Alcopopsteuer.
7	 Der starke Anstieg im Jahr 2018 resultiert aus Sondereffekten.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Tabelle 1b
Steuereinnahmen in den Jahren 2015 bis 2021 1

Veränderung gegenüber Vorjahr in %

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

Gemeinschaftliche Steuern                  4,6 5,3 2,8 4,7 4,3 4,1 4,1

Lohnsteuer2 6,5 3,3 3,6 3,9 5,5 5,4 5,3

Veranlagte Einkommensteuer2 6,5 10,8 3,3 3,7 3,2 3,6 3,8

Nicht veranl. Steuern v. Ertrag3 3,0 8,4 -2,3 2,8 8,6 3,0 3,1

Abgeltungsteuer4 5,7 -28,1 0,5 1,5 1,5 2,0 2,0

Körperschaftsteuer3,7 -2,3 40,1 -12,0 26,8 2,7 3,3 3,5

Steuern vom Umsatz5 3,4 3,4 4,3 3,6 3,4 3,4 3,4

Zölle    13,3 -0,9 3,7 3,8 3,6 3,5 3,4

Bundessteuern   2,4 0,2 0,7 1,2 1,1 1,2 1,2

Energiesteuer  -0,4 1,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

Stromsteuer -0,7 -0,4 -0,2 -0,2 -0,2 -0,2 -0,2

Kernbrennstoffsteuer 93,6 -69,2 -  -  -   -  -  

Kraftfahrzeugsteuer 3,6 1,7 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

Luftverkehrsabgabe 3,3 5,0 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5

Tabaksteuer 2,1 -4,9 1,9 -0,2 -0,2 -0,2 -0,2

Branntweinsteuer6 0,5 0,0 -1,0 -1,0 -1,0 -1,0 -1,0

Versicherungsteuer    3,1 2,8 3,0 3,0 3,0 3,0 3,0

Solidaritätszuschlag  5,9 5,8 2,3 4,4 4,0 4,1 4,1

Sonstige 2,3 -1,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4

Ländersteuern  15,9 9,9 2,1 3,4 2,8 2,3 2,3

Erbschaftsteuer 15,4 11,4 -6,8 1,1 1,1 1,1 1,1

Grunderwerbsteuer 20,4 10,3 7,3 4,9 3,9 2,9 2,9

Sonstige                           1,3 4,5 1,6 1,6 1,7 1,7 1,7

Gemeindesteuern  4,6 8,2 -2,4 7,4 2,9 2,9 3,1

Gewerbesteuer   4,5 9,5 -3,7 9,1 3,2 3,2 3,4

Grundsteuern   4,1 3,3 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6

Sonstige  12,1 9,3 5,0 5,0 5,0 5,0 5,0

Kassenmäßige Steuereinnahmen

insgesamt  4,6 4,8 2,0 4,4 3,7 3,5 3,6

Bund 4,0 2,6 3,6 2,0 5,0 3,6 3,5

Länder 5,4 7,7 0,7 4,1 2,6 3,7 3,7

Gemeinden 5,9 6,5 1,2 6,9 3,2 3,6 3,7

EU -0,2 -5,4 0,5 23,4 2,8 2,1 3,2

1 2017-2021: Prognose des IMK.
2 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %.
3 Beteiligungsverhältnis: Bund 50 %, Länder 50 %.
4 Beteiligungsverhältnis Bund 44 %, Länder 44 %, Gemeinden 12 %.
5 Bund vorab 4,45 % für Arbeitslosenversicherung, 
vom Rest: Bund vorab 5,05 % für Rentenversicherung, 
vom Rest: Gemeinden vorab 2,2 % zuzüglich Festbeträge, 
vom Rest: Bund 49,7 %, Länder 50,3 % zu-/abzüglich Festbeträge.
6 Einschl. Alcopopsteuer.
7 Der starke Anstieg im Jahr 2018 resultiert aus Sondereffekten.
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Entwicklung beim Aufkommen der Gewerbesteuer, 
das von der anhaltend günstigen Gewinnentwick-
lung profitierte und um 9,5 % zulegte, nach 4,5 % 
im Vorjahr. Das Aufkommen der Grundsteuer, das 
einen Anteil von rund einem Fünftel an den Gemein-
desteuern hat, überstieg das Niveau des Vorjahres 
um 3,3 %. Die übrigen Gemeindesteuern, deren Auf-
kommen mit 1,6 Mrd. Euro vergleichsweise unbe-
deutend ist, entwickelten sich mit einem Zuwachs 
von 9,3 % sehr dynamisch.

Von den gesamten Steuereinnahmen (705,8 Mrd. 
Euro) entfielen 289,0 Mrd. Euro auf den Bund, 
288,7 Mrd. Euro auf die Länder, 98,8 Mrd. Euro auf 
die Gemeinden und 29,3 Mrd. Euro auf die EU. Im 
Zusammenhang mit der Flüchtlingszuwanderung 
wurde die Aufteilung des Umsatzsteueraufkom-
mens zugunsten der Länder geändert. Das erklärt 
den im Vergleich zum Vorjahr deutlich verlangsam-
ten Zuwachs bei den Steuereinnahmen des Bundes 
und spiegelbildlich den beschleunigten Zuwachs der 
Steuereinnahmen der Länder. Die Steuereinnahmen 
der Gemeinden stiegen mit 6,5 % etwas rascher als 
im Vorjahr, während die Steuereinnahmen der EU 
sich um 5,4 % verringerten.

Binnenwirtschaftlich getragener Aufschwung 
setzt sich fort

Die IMK-Steuerschätzung stützt sich auf die aktu-
elle Frühjahrsprognose des IMK (Herzog-Stein et al. 
2017), die um eine mittelfristige Projektion bis 2021 
ergänzt worden ist.

Die deutsche Konjunktur befindet sich in einem 
schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld. Infolge 
der Abflachung des Booms in China, eines verhal-
tenen Wachstums in den meisten Industrieländern 
und der Schwäche in einigen wichtigen Schwellen-
ländern bleibt das globale Wachstum wenig dyna-
misch. Gleichzeitig bestehen zahlreiche geopoliti-
sche Risiken fort, und die Gefahr protektionistischer 
Maßnahmen steigt. Während das Vereinigte König-

reich nach seiner Brexit-Entscheidung einen kon-
junkturellen Dämpfer erfährt, bleibt der Euroraum 
auf seinem wenig dynamischen Erholungskurs. Von 
der Außenwirtschaft sind somit kaum Impulse zu 
erwarten.

Vor diesem Hintergrund wird der robuste Expan-
sionskurs der deutschen Wirtschaft, wie auch in 
der jüngeren Vergangenheit, vorwiegend von der 
Binnennachfrage getragen. Bei einem nur wenig 
verlangsamten Lohn- und Beschäftigungswachstum 
und sehr kräftigen Zuwächsen bei den Gewinn- und 
Vermögenseinkommen sowie deutlichen Renten
erhöhungen nehmen auch die verfügbaren Einkom-
men deutlich zu. Die nominalen privaten Konsum-
ausgaben dürften mit 2,8 % und 2,9 % in den Jahren 
2017 und 2018 sogar etwas stärker steigen als noch 
2016 (Tabelle 2). Aufgrund der höheren Teuerung fällt 
der reale Zuwachs allerdings deutlich geringer aus. 
Nach erheblichen Mehrausgaben zur Versorgung 
von Flüchtlingen, die auch den Staatskonsum im 
vergangenen Jahr deutlich steigen ließen, verringert 
sich der Zuwachs hier wieder etwas.

Es ist zu erwarten, dass das nominale Bruttoin-
landsprodukt im Jahr 2017 mit 2,8 % etwas lang-
samer zulegt als im Vorjahr. Dabei spielt aber auch 
die geringere Zahl von Arbeitstagen in diesem Jahr 
eine Rolle. Im kommenden Jahr nimmt die nominale 
gesamtwirtschaftliche Produktion mit 3,5 % bei et-
was höheren Investitionen und Exporten sowie an-
haltend kräftigen privaten Konsumausgaben wieder 
etwas stärker zu.

Der Ausblick für den weiteren Projektionszeit-
raum ist optimistisch. Insbesondere wird für den 
Arbeitsmarkt eine anhaltend positive Entwicklung 
erwartet. Die Beschäftigung wird weiterhin spür-
bar, wenn auch etwas verlangsamt, ausgeweitet. 
Beim Zuwachs der Bruttolöhne und -gehälter je Ar-
beitnehmer dürfte sich der für 2018 unterstellte Zu-
wachs von 2,2 % auch in den Folgejahren fortsetzen. 
Damit bleiben auch die privaten Konsumausgaben 
bis 2021 auf einem robusten Expansionskurs. Es ist 
unterstellt, dass die Unternehmens- und Gewinn-

Tabelle 2

Gesamtwirtschaftliche Eckdaten (Veränderungen gegenüber Vorjahr)
Vorgaben für den Arbeitskreis “Steuerschätzungen“ November 2016 und IMK April 20171 im Vergleich

1	 Auf Basis der Prognose des IMK vom März 2017.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Prognosen des IMK.

Tabelle 2

AK
Nov. 2016

IMK
2017

AK
Nov. 2016

IMK
2017

AK
Nov. 2016

IMK
2017

AK
Nov. 2016

IMK
2017

AK
Nov. 2016

IMK
2017

BIP nominal 3,1 2,8 3,2 3,5 3,1 3,4 3,1 3,4 3,1 3,4

Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme 3,7 3,3 3,4 3,3 3,1 3,2 3,1 3,1 3,1 3,1

Unternehmens- und Vermögenseinkommen 2,4 4,0 3,1 4,4 3,1 3,8 3,1 3,5 3,1 3,5

Private Konsumausgaben 2,9 2,8 2,9 2,9 3,2 2,8 3,2 2,7 3,2 2,7

Gesamtwirtschaftliche Eckdaten (Veränderungen gegenüber Vorjahr)
Vorgaben für den Arbeitskreis “Steuerschätzungen“ November 2016 und IMK April 20171 im Vergleich

1 Auf Basis der Prognose des IMK vom März 2017.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Prognosen des IMK.

20202017 2018 2019 2021
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einnahmen nach dem kräftigen Zuwachs der Jahre 
2017 und 2018 im weiteren Projektionszeitraum et-
was langsamer zunehmen.

Steuerrechtsänderungen dominieren die 
Aufkommensentwicklung 2017 und 2018

Die aktuellen Steuereingänge zeigen für die ersten 
drei Monate eine deutlich positive Tendenz. Die ge-
samten Steuern (ohne Gemeindesteuern) lagen im 
ersten Quartal dieses Jahres um 6,8 % über dem 
Vorjahresniveau. Insbesondere bei den gemein-
schaftlichen Steuern ist es mit 7,6 % zu einem sehr 
kräftigen Anstieg gekommen. Die veranlagte Ein-
kommensteuer, die nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag und die Abgeltungsteuer verzeichneten sogar 
hohe zweistellige Zuwachsraten. Selbst das Lohn-
steueraufkommen, bei dem seit dem 1. Januar die 
Senkung des Einkommensteuertarifs und das höhe-
re Kindergeld wirksam geworden sind, wies noch 
immer einen überaus robusten Anstieg (6,4 %) auf.

Die Bundessteuern fielen um 3,6 % höher aus; da-
bei haben insbesondere die Einnahmen aus dem So-
lidaritätszuschlag parallel zu den zugrunde liegenden 
gemeinschaftlichen Steuern kräftig zugenommen 
(8,7 %). Aber auch bei den verbrauchsorientierten 
Steuern gab es – z. B. bei der Energiesteuer (4,2 %), 
der Stromsteuer (3,6 %) und der Kernbrennstoff-
steuer (6,5 %) – deutliche Mehreinnahmen. Demge-
genüber sind die Ländersteuern in den ersten drei 
Monaten dieses Jahres mit einer Zunahme um 2,8 % 
vergleichsweise schwach gestiegen. Dabei ist es bei 
der Erbschaftsteuer, die seit drei Jahren mit zwei-
stelligen Zuwachsraten zugenommen hatte, im Mo-
nat März erstmals zu kräftigen Mindereinnahmen 
gekommen (- 16,6 %).

Noch im vergangen Jahr – nur einen Monat nach 
der letzten Steuerschätzung vom November 2016 – 
hat der Gesetzgeber eine abermalige Anhebung des 
steuerlichen Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags 
und des Kindergeldes bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer beschlossen.  1 Der steuerliche Grundfrei-
betrag im Einkommensteuertarif wird danach von 
8.652 Euro (2016) auf 8.820 Euro in diesem Jahr 
und auf 9.000 Euro im Jahr 2018 angehoben. Um 
die vieldiskutierte „kalte Progression“ zu vermeiden, 
hat die Bundesregierung zudem beschlossen, die 
Eckwerte im Einkommensteuertarif um die für 2016 
erwartete Inflationsrate (0,73 %) im Jahr 2017 nach 
rechts auf der Einkommensachse zu verschieben. Im 
Jahr 2018 werden die Eckwerte dann nochmals um 
den prognostizierten Preisanstieg im Jahr (1,65 %) 
nach rechts wandern. Die aus der Tarifanpassung 
resultierenden Steuerausfälle summieren sich bei 
der Lohn- und Einkommensteuer 2017 und 2018 auf 

	 1	 Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilfe-
richtlinien und von weiteren Maßnahmen zu Gewinnkür-
zungen und -verlagerungen vom 20. Dezember 2016.

1,6 bzw. 4,4 Mrd. Euro. Die Mindereinnahmen aus 
der Anhebung des Kindergeldes werden auf jeweils 
420 Mio. Euro pro Jahr veranschlagt.

Vor dem Hintergrund der unterstellten gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung ergibt sich aus dem 
IMK-Lohnsteuermodell für die Jahre 2017 und 2018 
aufgrund der Steuerrechtsänderungen mit 3,3 bzw. 
3,6 % ein etwas gedämpfter Anstieg beim Bruttoauf-
kommen der Lohnsteuer. Nach Abzug des aus dem 
Lohnsteueraufkommen gezahlten Kindergeldes und 
der Altersvorsorgezulage ergibt sich kassenmäßig 
ein Zuwachs von 3,6 bzw. 3,9 % in diesem und im 
nächsten Jahr. In den Jahren 2019 bis 2021 kann 
dann mit einer kassenmäßigen Zunahme um durch-
schnittlich 5,4 % gerechnet werden.

Bei der veranlagten Einkommensteuer dürften 
sich die für 2017 und 2018 beschlossenen Ände-
rungen aufgrund der Verzögerungen bei der Ver-
anlagung erst vom kommenden Jahr an voll in der 
Kasse niederschlagen. Alles in allem wird für die 
Entwicklung des Aufkommens aus der veranlagten 
Einkommensteuer brutto, d. h. vor Abzug der zahl-
reichen Steuerrechtsänderungen, unterstellt, dass 
es weitgehend im Tempo der Unternehmensgewin-
ne expandiert. In den Jahren 2017 und 2018 wird ein 
Anstieg um 4,0  % und um 4,4 % unterstellt; in den 
folgenden Prognosejahren 2019 bis 2021 beträgt die 
Zunahme durchschnittlich nur noch 3,6 %. Alles in 
allem wird bei der Einkommensteuer in diesem Jahr 
in der Kasse mit einem Aufkommen von 55,6 Mrd. 
Euro (+3,3 %) gerechnet. Der verhaltene Anstieg 
in den Kasseneingängen in diesem Jahr lässt sich 
auch damit begründen, dass es im vergangenen 
Jahr – bei einer relativ guten Entwicklung bei den 
Vorauszahlungen – zu einer außerordentlich hohen 
Zunahme der Nachzahlungen gekommen ist, die 
sich in diesem Jahr vermutlich nicht wiederholen 
dürfte. In den Jahren 2018 und 2019 errechnet sich 
bei der veranlagten Einkommensteuer dann ein Plus 
von 3,7 bzw. 3,2 %. Für die verbleibenden Prog
nosejahre wird mit einer Zunahme des Kassenauf-
kommens um 3,6 und 3,8 % gerechnet; dies bedeu-
tet im Endjahr der Prognose ein Kassenaufkommen 
von 64 Mrd. Euro.

Die Einnahmen aus den nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag werden vor allem von der Entwicklung 
der Unternehmensgewinne und den daraus resultie-
renden Dividendenausschüttungen bestimmt. Inso-
fern orientiert sich die Prognose des Aufkommens 
weitgehend an der Entwicklung der Unternehmens-
gewinne. Nach dem deutlich gestiegenen Kassener-
gebnis im vergangenen Jahr (8,4 %) rechnet das IMK 
damit, dass in diesem Jahr aufgrund von Sonderein-
flüssen keine Mehreinnahmen zu erwarten sind. Aus 
der Umsetzung des EuGH-Urteils zur Dividendenbe-
steuerung aus dem Jahr 2011 ergeben sich bei den 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag insbesondere 
2017 und 2018 Mindereinahmen in einer Größenord-
nung von jeweils 1,2 Mrd. Euro. Dieser Sondereffekt 
hat zur Folge, dass es im Jahr 2017 zu einem Rück-
gang der Kasseneinnahmen auf 19 Mrd. Euro kom-



IMK Report Nr. 126, Mai 2017  Seite 7

men dürfte (-2,3 %). Nach einem moderaten Anstieg 
im Jahr 2018 auf 19,5 Mrd. Euro (+2,8 %) ist 2019 
durch den starken Rückgang bei den Erstattungen 
aufgrund des EuGH-Urteils mit einem überpropor-
tionalen Anstieg um 8,6 % auf 21,2 Mrd. Euro zu 
rechnen. In den beiden folgenden Jahren 2020 und 
2021 wird ein Anstieg um jeweils rund 3 % erwartet; 
die kassenmäßigen Einnahmen dürften sich im Jahr 
2021 dann auf 22,5 Mrd. Euro belaufen.

Die Entwicklung der Körperschaftsteuer wird in 
entscheidendem Maße durch Steuerrechtsänderun-
gen und die finanziellen Folgen von Gerichtsurteilen 
beeinflusst. In den Jahren 2009 und 2014 hat es in 
diesem Zusammenhang Urteile des EuGH und des 
BFH gegeben, wonach ein Abzugsverbot von Ge-
winnminderungen auf Beteiligungen nach § 8b des 
KStG gegen die garantierte Kapitalfreiheit verstößt, 
weil es auf Auslandsbeteiligungen beschränkt war. 
Inzwischen hat sich indes gezeigt, dass die aus dem 
Urteil zu erwarteten Erstattungen aus dem Körper-
schaftsteueraufkommen wohl noch nicht – wie vom 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ erwartet – im Jah-
re 2016 geflossen sind, sondern erst in diesem Jahr 
mit Beträgen von 3 Mrd. Euro kassenwirksam wer-
den dürften (DIW Berlin 2017). Nach dem überaus 
starken Anstieg im rechnerischen Aufkommen ohne 
Berücksichtigung von Steuerrechtsänderungen im 
vergangenen Jahr (47,7 %) ist für dieses Jahr bei der 
Körperschaftsteuer wohl eher mit einem Rückgang 
beim rechnerischen Aufkommen zu rechnen (-5 %). 
Insgesamt dürfte es daher in diesem Jahr zu einem 
spürbaren Rückgang bei den Kasseneingängen kom-
men (-12 %). Da im kommenden Jahr zusätzlich zu 
den Erstattungen aus den o. g. Gerichtsurteilen auch 
noch Erstattungen aus früheren Gerichtsurteilen im 
Umfang von rund 2 Mrd. Euro auslaufen, ergibt sich 
ein hoher Anstieg der Körperschaftsteuerzahlungen 
(26,8 %). In den Jahren 2019 bis 2021 bleibt der An-
stieg des Kassenaufkommens (jeweils 2,7 bis 3,5 %) 
indes nur wenig hinter der Expansion bei den Unter-
nehmereinkommen zurück; das Kassenaufkommen 
dürfte 2021 dann bei 33,6 Mrd. Euro liegen.

Die Abgeltungsteuer hängt sowohl von der Zins-
entwicklung als auch von den Veräußerungsgewin-
nen ab. Für das laufende Jahr sind anders als in den 
Vorjahren keine außergewöhnlichen Entwicklungen 
bei den Veräußerungsgewinnen mehr zu erwar-
ten, sodass die Aufkommensentwicklung der Ab-
geltungsteuer vom niedrigen Zinsniveau dominiert 
werden dürfte. Daher wird für 2017 mit nur sehr 
schwachen Kasseneingängen gerechnet (0,5 %). 
Allerdings deutet sich für den Prognosezeitraum 
ein leichter Anstieg des Zinsniveaus an, sodass die 
Kasseneinnahmen dann wieder etwas stärker stei-
gen dürften. Im Jahr 2021 werden die Einnahmen 
aus der Abgeltungsteuer auf 6,4 Mrd. Euro (+2,0 %) 
veranschlagt.

Bei den Steuern vom Umsatz hängt die Ent-
wicklung hauptsächlich davon ab, wie sich die 
steuerrelevanten Komponenten in der gesamtwirt-
schaftlichen Prognose entwickeln. Hierzu gehört 

der überwiegende Teil des privaten Konsums, die 
Wohnungsbauinvestitionen (ohne Staat), die staat-
lichen Bruttoanlageinvestitionen sowie ein Teil der 
staatlichen Konsumausgaben. Aus der IMK-Progno-
se ergibt sich, dass die Einnahmen aus den Steuern 
vom Umsatz in diesem Jahr mit 4,3 % etwas rascher 
expandieren könnten als im Jahr 2016 (3,4 %). In 
den Folgejahren bis 2021 dürfte das Kassenaufkom-
men bei den Steuern vom Umsatz mit einem An-
stieg um durchschnittlich 3,4 % etwas schwächer 
expandieren.

Die reinen Bundessteuern werden weiterhin deut-
lich unterdurchschnittlich expandieren. Das Auf-
kommen beim Solidaritätszuschlag dürfte sich in 
diesem Jahr aufgrund der Lohn- und Einkommen
steuersenkungen nur um 2,3 % erhöhen und im 
weiteren Prognosezeitraum mit durchschnittlich 
4,2 % jährlich wieder stärker steigen. Bei der relativ 
bedeutsamen Energiesteuer (rund 38 % der Bundes-
steuern) wird damit gerechnet, dass der in den ver-
gangenen Jahren zu beobachtende Trend zu einem 
sparsamen Fahrverhalten anhalten dürfte. Allerdings 
dürfte der Trend zu Diesel-Fahrzeugen aufgrund des 
Abgasskandals nun abrupt zu Ende gehen. Bei den 
Neukäufen von Automobilen konnte man schon im 
vergangenen Jahr eine deutliche Verschiebung zu-
lasten von Dieselfahrzeugen erkennen. Bei der Ver-
brauchsmenge dürfte sich diese Verschiebung vom 
Diesel zu Benzin allerdings erst später bemerkbar 
machen. Die Besitzer von Dieselfahrzeugen dürften 
ihre Fahrzeuge, wenn es umweltrechtlich möglich 
ist, so lange wie möglich nutzen, um dem Preis-
verfall, der für gebrauchte Dieselfahrzeuge wohl 
eintreten dürfte, zu entgehen. Alles in allem wird 
sich das Aufkommen der Energiesteuer in den kom-
menden Jahren nur minimal erhöhen (jährlich um 
0,2 %). Eine ähnliche Tendenz zeichnet sich auch 
bei der Tabaksteuer ab. Die im vergangenen Jahr 
beschlossenen Vorschriften, große Warnhinweise 
und Schockbilder auf jede Schachtel Zigaretten zu 
drucken, dürfte ihre Wirkung auf den Absatz nicht 
verfehlen. Damit wird sich der Trend zum Nichtrau-
chen wohl weiter spürbar verstärken. Im Jahre 2002 
konnten die Tabakhersteller noch 145 Mrd. Zigaret-
ten verkaufen; im vergangenen Jahr belief sich die 
Absatzmenge nur noch auf 75 Mrd. Stück. Alles in 
allem dürfte das Aufkommen der Tabaksteuer trotz 
Preissteigerungen bei den Tabakerzeugnissen nach 
dem Auslaufen der Sondereffekte 2016 und 2017 
leicht rückläufig sein. Bei der Versicherungsteuer 
ist aufgrund der regelmäßigen Anpassungen der 
Versicherungstarife weiter mit einer Zunahme des 
Aufkommens in den kommenden Jahren zu rechnen 
(jeweils 3 %). Auch die Luftverkehrsabgabe steigt 
mit jährlich 2,5 % spürbar. Die Kernbrennstoffsteuer 
wird seit diesem Jahr nicht mehr erhoben, und bei 
den übrigen Bundessteuern zeigen sich deutliche 
Sättigungstendenzen.

Das Aufkommen der reinen Ländersteuern dürfte 
im Prognosezeitraum deutlich langsamer zunehmen. 
Bei der Grunderwerbsteuer haben die Erhöhungen 
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der Grunderwerbsteuersätze in vielen Bundeslän-
dern zu Beginn dieses Jahres mit einer Erhöhung 
in Thüringen ein vorläufiges Ende gefunden. Damit 
steigt das Aufkommen nunmehr im Einklang mit 
der Bemessungsgrundlage. Für dieses Jahr wird 
noch mit einem Zuwachs von 7,3 % gerechnet. Im 
weiteren Prognosezeitraum dürfte sich die Dynamik 
nicht zuletzt wegen einer Stabilisierung der Immo-
bilienpreise spürbar abschwächen. Für das Jahr 
2021 wird ein Grunderwerbsteueraufkommen von 
15,4 Mrd. Euro erwartet. Nachdem das umstrittene 
Gesetz zur Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer (Rietzler et al. 2016) im Herbst 2016 auch vom 
Bundesrat gebilligt wurde und rückwirkend zum 1. 
Juli 2016 in Kraft getreten ist, sind auch die Vorzieh-
effekte im Zusammenhang mit dieser Reform ausge-
laufen. Dies führt im Jahr 2017 zu einem deutlichen 
Rückgang des Erbschaft- und Schenkungsteuerauf-
kommens (-6,8 %). In den verbleibenden Jahren ist 
dann ein leichter Anstieg der Einnahmen um jeweils 
1 % unterstellt worden. Dies bedeutet, dass im Jahr 
2021 mit einem Aufkommen von 6,8 Mrd. Euro bei 
der Erbschaftsteuer zu rechnen ist.

Bei den Einnahmen der Gemeinden wird die 
Entwicklung vor allem von der konjunkturreagib-
len Gewerbesteuer bestimmt; sie machte 2016 im-
merhin fast 76 ½ % der Gemeindesteuern aus. Wie 
bei der Körperschaftsteuer führen die Urteile des 
EuGH (2009) und des BFH (2014) auch bei der Ge-
werbesteuer dazu, dass negative Aktiengewinne 
nach § 40a KAGG und § 8b Absatz 3 KStG („STEKO“-
Rechtsprechung) bei der Veranlagung zu Erstattun-
gen führen; allerdings wird auch hier wie bei der 
Körperschaftsteuer der Erstattungsbetrag wohl erst 
in diesem Jahr und nicht – wie vom Arbeitskreis 

„Steuerschätzungen“ vermutet – schon im Jahr 2016 
anfallen (DIW 2017). Der überwiegende Teil davon 
(2,3 Mrd. Euro) dürfte – wie bei der Körperschaft-
steuer – ins Jahr 2017 fallen. Deshalb wird alles in al-
lem mit einem Rückgang der Gewerbesteuereinnah-
men um 3,7 % gerechnet; dies bedeutet ein Kassen-
aufkommen von 48,2 Mrd. Euro nach gut 50 Mrd. 
Euro im Jahre 2016. Für die verbleibenden Jahre des 
Prognosezeitraums wird angenommen, dass das 
Aufkommen vor Steuerrechtsänderungen etwa im 
Tempo der Unternehmensgewinne zunehmen dürfte. 
Da sich die hohen Erstattungen im Rahmen der STE-
KO-Urteile im Jahr 2018 nicht wiederholen, kommt 
es bei der Gewerbesteuer in der Kasse zu einem 
deutlichen Sprung nach oben (9,1 %). In den Jahren 
danach expandieren dann die Kasseneinnahmen nur 
wenig schwächer als das rechnerische Aufkommen. 
Bei den Grundsteuern wird für die Prognoseperio-
de ein leichtes Wachstum erwartet (etwa 1,6 % pro 
Jahr). Dagegen dürfte sich das Aufkommen der üb-
rigen Gemeindesteuern – wie bereits in den Vorjah-
ren – weiterhin recht dynamisch entwickeln (jeweils 
5 %). Alles in allem bedeutet dies, dass die Steuer-
einnahmen der Gemeinden in diesem Jahr aufgrund 
der Sonderentwicklung bei der Gewerbesteuer 
kassenmäßig um 2,4 % geringer ausfallen werden 
(63,7 Mrd. Euro). Bei der hier prognostizierten Ent-
wicklung dürfte das Aufkommen der Gemeinde-
steuern am Ende der Schätzperiode 74,7 Mrd. Euro 
erreichen.

Die hier vorgelegte IMK-Steuerschätzung bestä-
tigt mittelfristig für die Steuereinnahmen insgesamt 
im Wesentlichen das Ergebnis des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ vom November 2016. In die-
sem Jahr allerdings ist mit spürbaren Mindereinnah-

Tabelle 3

Vergleich der IMK-Steuerschätzung mit dem Ergebnis des Arbeitskreises “Steuerschätzungen“ November 2016

Abweichungen in den Summen durch Runden.

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Tabelle 3

AK
Nov. 2016

   IMK 
   2017

AK
Nov. 2016

   IMK 
   2017

AK
Nov. 2016

   IMK 
   2017

AK
Nov. 2016

   IMK 
   2017

AK
Nov. 2016

   IMK 
   2017

Bund 305,6 299,4 313,2 305,3 326,1 320,4 337,6 331,9 349,2 343,4

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 4,9 3,6 2,5 2,0 4,1 5,0 3,5 3,6 3,4 3,5

Länder 288,3 290,8 299,2 302,8 309,0 310,6 320,5 322,0 332,4 333,9

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,6 0,7 3,8 4,1 3,3 2,6 3,7 3,7 3,7 3,7

Gemeinden 101,2 100,0 103,0 107,0 106,5 110,4 110,3 114,4 114,4 118,6

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 7,4 1,2 1,8 6,9 3,4 3,2 3,6 3,6 3,7 3,7

EU 29,4 29,4 36,4 36,3 37,5 37,3 38,3 38,1 39,6 39,3

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,8 0,5 23,7 23,4 2,9 2,8 2,2 2,1 3,3 3,2

Kassenmäßige Steuereinnahmen

insgesamt 724,5 719,7 751,8 751,4 779,0 778,8 806,7 806,4 835,5 835,2

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 4,2 2,0 3,8 4,4 3,6 3,7 3,6 3,5 3,6 3,6

Volkswirtschaftliche Steuerquote 22,4 22,3 22,5 22,5 22,7 22,6 22,8 22,6 22,9 22,7

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Abweichungen in den Summen durch Runden.

2020 2021

Vergleich der IMK-Steuerschätzung mit dem Ergebnis des Arbeitskreises “Steuerschätzungen“ November 2016

20192017 2018
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men von 4,8 Mrd. Euro zu rechnen. Dies ergibt sich 
insbesondere, weil in der Schätzung des Arbeitskrei-
ses vom November 2016 noch keine Entlastungen 
bei der Lohn- und Einkommensteuer berücksichtigt 
wurden. Im Jahr 2018 wird indes erwartet, dass 
die Mindereinnahmen geringer werden (-0,4 Mrd. 
Euro). Hierbei spielt die Entwicklung der rechtsbe-
dingten Erstattungsbeträge bei der Einkommen-, 
Körperschaft- und Gewerbesteuer eine erhebliche 
Rolle. Sie fallen in diesem Jahr besonders hoch aus, 
aber verlieren im nächsten Jahr erheblich an Bedeu-
tung. Dies hat zur Folge, dass die prognostizierten 
Mindereinnahmen im Vergleich zur November-Prog-
nose des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ deut-
lich – auf 0,4 Mrd. Euro – zurückgehen dürften. In 
den verbleibenden drei Prognosejahren werden die 
Mindereinnahmen mit jeweils 0,3 Mrd. Euro nahezu 
unverändert bleiben.

Auch bei der Aufteilung der Steuern auf die Ge-
bietskörperschaften ist ein Teil der Unterschiede zwi-
schen der aktuellen IMK-Steuerschätzung und den 
Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzun-
gen“ auf zwischenzeitlich eingetretene Rechtsände-
rungen zurückzuführen. Um Länder und Gemeinden 
bei der Bewältigung der Versorgung und Integration 
von Flüchtlingen zu unterstützen, wurde die Vertei-
lung der Umsatzsteuer im Finanzausgleichsgesetz 
am 1. Dezember 2016 ein weiteres Mal zu Gunsten 
der Länder und zu Lasten des Bundes geändert. 
Dadurch fällt der absolute Anteil des Bundes trotz 
höherer Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2016 
niedriger aus als vom Arbeitskreis „Steuerschätzun-
gen“ prognostiziert. Dieser Niveaueffekt setzt sich in 
den Folgejahren fort, wenngleich die Verschiebung 
zu Lasten des Bundes teilweise wieder zurückge-
nommen wird. Im Jahr 2021 dürften die Steuer-
einnahmen des Bundes 343,4 Mrd. Euro erreichen 
und damit um 5,8 Mrd. Euro unter dem zuletzt vom 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ prognostizierten 
Wert liegen. Die Länder steigern ihre Steuereinnah-
men bis 2021 auf 333,9 Mrd. Euro, die Gemeinden 
dürften am Ende des Projektionszeitraums 118,6 
Mrd. Euro einnehmen und die Steuereinnahmen der 
EU erhöhen sich auf 39,3 Mrd. Euro (Tabelle 3). 

KRÄFTIGE STEUERSENKUNGEN – 
GERECHT UND FINANZIERBAR?
Wie auch schon 2013 spielt die Steuerpolitik im Vor-
feld der Bundestagswahl wieder eine wichtige Rolle. 
Anders als vor vier Jahren stehen in der aktuellen 
steuerpolitischen Debatte nicht Steuererhöhungen, 
sondern Steuersenkungen im Mittelpunkt. Seit der 
letzten Bundestagswahl hat sich die Lage der öf-
fentlichen Haushalte deutlich verbessert. Verzeich-
nete der Gesamtstaat im Jahr 2013 noch ein Defi-

zit von 5,4 Mrd. Euro und der Bund ein Defizit von 
8,1 Mrd. Euro  2; so wurde im vergangenen Jahr ein 
gesamtstaatlicher Überschuss von nahezu 24 Mrd. 
Euro ausgewiesen – trotz Mehrausgaben zur Versor-
gung und Integration von Flüchtlingen in zweistelli-
ger Milliardenhöhe.

Dabei verzeichneten alle staatlichen Teilsekto-
ren  3 deutliche Überschüsse. Die Steuern sind zuletzt 
schneller gestiegen als das Bruttoinlandsprodukt, 
so dass die Steuerquote in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im ver-
gangenen Jahr mit 23,3 % den höchsten Wert seit 
1991 erreichte. Vor diesem Hintergrund werden For-
derungen nach deutlichen Steuerentlastungen laut. 
Bundesfinanzminister Schäuble hat bereits Steuer-
senkungen im Umfang von 15 Mrd. Euro in Aussicht 
gestellt (BMF 2017a) und angedeutet, dass dies über 
eine Anpassung des Tarifs bei der Einkommensteuer 
erfolgen kann, wobei der sogenannte Mittelstands-
bauch abgeflacht wird und der Spitzensteuersatz 
erst bei einem höheren zu versteuernden Einkom-
men greift. Allerdings müssen die Pläne noch kon-
kretisiert werden. Den Solidaritätszuschlag möchte 
der Bundesfinanzminister ab 2020 abbauen. Die 
FDP setzt sich für eine noch frühere Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags ein. Wenngleich die Par-
teien noch keine detaillierten Steuerkonzepte vor-
gelegt haben, darf man davon ausgehen, dass sich 
die steuerpolitische Diskussion im Bundestagswahl-
kampf weiterhin vor allem auf folgende vier Punkte 
fokussieren dürfte:

–	 Steuersenkungen, Ausgabenerhöhungen oder 
Schuldentilgung?

–	 Abbau des sogenannten Mittelstandsbauchs als 
Maßnahme zur Entlastung unterer und mittlerer 
Einkommen

–	 Maßnahmen zur Entlastung von Familien
–	 Abschaffung des Solidaritätszuschlags

Im aktuellen IMK Report werden diese Fragen aus 
verschiedenen Perspektiven beleuchtet. Es wird 
untersucht, wer von den gegenwärtig diskutierten 
Steuerentlastungsmaßnahmen profitieren würde 
und wie dies aus verteilungspolitischer Sicht zu be-
werten ist. Zudem werden Aufkommenswirkungen 
verschiedener Maßnahmen und ihre Rückwirkun-
gen auf die Konjunktur in unterschiedlichen Szena-
rien untersucht.

	 2	 Zum damaligen Datenstand war der gesamtstaatliche 
Finanzierungssaldo dank der Überschüsse der Sozialver-
sicherung und der Gemeinden leicht positiv, Bund und 
Länder wiesen aber erhebliche Defizite aus.

	 3	 Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherung.
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Aktuelle Steuersenkungsvorschläge aus 
verteilungspolitischer Sicht

In der aktuellen Debatte betonen die Befürwor-
ter von Einkommensteuersenkungen, dass sie alle 
Steuerzahler und insbesondere die Bezieher von 
unteren und mittleren Einkommen entlasten wollen. 
Die Diskussion über Entlastungen bei der Einkom-
mensteuer ist nicht ohne einen Blick auf frühere 
Einkommensteuerreformen und ihre Wirkung zu 
führen. Verglichen mit dem Einkommensteuerrecht 
1991 wurden die meisten Steuerzahler, insbeson-
dere Familien mit Kindern, unter Berücksichtigung 
der Preissteigerung im Ergebnis entlastet (Rietzler 
et al. 2014). Dieser Befund aus dem Jahr 2014 gilt 
auch heute. Bis 2018 wird die vieldiskutierte „kalte 
Progression“ gegenüber dem Jahr 2015 durch die 
schrittweise jährliche Anpassung des Einkommen-
steuertarifs und des Grundfreibetrags ausgeschaltet.

Allerdings waren die Entlastungen sehr ungleich 
verteilt. In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich der 
Beitrag unterschiedlicher Einkommensschichten zur 
Finanzierung der Staatsausgaben sehr deutlich zu 
Gunsten hoher und höchster Einkommen verscho-
ben. So zeigt eine Analyse der Wirkung der Steuer-
rechtsänderungen von 1998 bis 2015 nach Einkom-
mensgruppen, die auf der Grundlage von Mikroda-
ten vorgenommen wurde, dass die relative Entlas-
tung bei der Einkommensbesteuerung in der Ten-
denz mit dem Einkommen steigt (Bach et al. 2016). 
So wurde die untere Hälfte bei den direkten Steuern 
nur um weniger als 1 % des Bruttoeinkommens ent-
lastet, während das oberste Zehntel (Dezil) um 3,5 % 
entlastet wurde. Das reichste Hundertstel zahlte 
2015 reformbedingt sogar 5,3 % des Bruttoeinkom-
mens weniger an direkten Steuern. Die reichsten 
Haushalte profitierten vor allem von der drastischen 
Senkung des Spitzensteuersatzes von 53 % im Jahr 
1998 auf heute 42 % (bzw. 45 % mit Reichensteuer).

Noch größer wird die Diskrepanz zwischen der 
Wirkung der Steuerreformen am unteren und am 
oberen Ende der Einkommensverteilung, wenn man 
neben den direkten auch die indirekten Steuern be-
trachtet. Während es bei der Einkommensbesteue-
rung seit Ende der 1990er Jahre umfangreiche Ent-
lastungen gegeben hat, wurden auf der anderen 
Seite indirekte Steuern, insbesondere Steuern auf 
Energie und die Mehrwertsteuer, deutlich erhöht. Da 
die unteren Einkommensgruppen kaum Einkommen-
steuer zahlen, war auch der Umfang ihrer Entlastung 
bei den direkten Steuern gering. Gleichzeitig ist bei 
ihnen der Anteil der Konsumausgaben, die indirek-
ten Steuern unterliegen, hoch. Das hat dazu geführt, 
dass die unteren sieben Dezile 2015 mit Steuern ins-
gesamt stärker belastet wurden als noch 1998 (Abbil-
dung 1). Während das unterste Zehntel um 5,4 % des 
Bruttoeinkommens mehrbelastet wird, ergab sich 
für das oberste Zehntel eine Entlastung um 2,3 % 
des Bruttoeinkommens. Für das reichste Hunderts-
tel und das reichste Tausendstel ergaben sich sogar 
Entlastungen um über 4 % des Bruttoeinkommens.

Aus verteilungspolitischer Sicht sind Forderun-
gen nach Entlastungen für Bezieher niedriger und 
mittlerer Einkommen vor diesem Hintergrund also 
durchaus verständlich. Für zusätzliche Entlastungen 
am oberen Ende liefern die Daten hingegen keine 
Argumente.

Im Folgenden sollen daher beispielhaft einige 
der diskutierten Entlastungsmaßnahmen für aus-
gewählte Haushaltskonstellationen hinsichtlich 
ihrer Verteilungswirkung untersucht werden. Der 
Vorschlag der Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU/CSU (MIT 2016) kombiniert mehrere 
Maßnahmen und soll daher exemplarisch unter-
sucht werden, wobei die Analyse für die Gesamtwir-
kung der Maßnahmen sowie auch für jede einzelne 
Maßnahme vorgenommen wird. Zusätzlich werden 
die Entlastungswirkungen einer Abschaffung des 
Solidaritätszuschlags, die sowohl von der Union als 
auch von der FDP angestrebt wird, betrachtet.

Das Konzept der MIT sieht drei Stufen vor, die 
ab dem Jahr 2018 nacheinander umgesetzt werden 
sollen. In der ersten Stufe soll der Arbeitnehmer-
pauschbetrag von 1.000 auf 2.000 Euro verdoppelt 
werden. Die zweite für 2019 anvisierte Stufe enthält 
eine Abflachung des „Mittelstandsbauchs“, indem 
der Steuersatz am Beginn der zweiten Progressi-
onszone von knapp 24 % auf 20 % abgesenkt wer-
den und der Spitzensteuersatz erst ab 60.000 Euro 
greifen soll. Im Rahmen der dritten Stufe (ab 2020) 
sollen Familien gefördert werden, indem der Kinder-
freibetrag auf das Niveau des Grundfreibetrags der 
Einkommensteuer angehoben und gleichzeitig das 
Kindergeld deutlich erhöht wird.

Abbildung  1

Veränderung der Steuerbelastung verschiedener Einkommensgruppen 
2015 gg. 1998 in % des Bruttoeinkommens

Durchschnitt: 0,1 %; Top 1 %: -4,8 %; Top 0,1 %: -4,1 %; Unterste 5%: +6,5 %

Quelle: Bach et al. (2016), S. 67. Darstellung nach Einkommensgruppen:  
             1. Dezil: ärmstes Zehntel, 10. Dezil: reichstes Zehntel.

103,395 mm = 4-spaltig - 1 Grafik & 4-spaltig

Be- (+) und Entlastungen (-) durch Änderungen bei 
Steuerreformen  von 1998 bis 2015 in % des 

Bruttoeinkommens

Quelle: Bach et al. (2016),  S. 67. Darstellung nach Einkommensgruppen: 1. Dezil: ärmstes Zehntel, 10. Dezil: reichstes Zehntel.

Durchschnitt: 0,1 %; Top 1 %: -4,8 %; Top 0,1 %: -4,1 %; Unterste 5%: +6,5 %
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Abbildung 2

Entlastungswirkungen verschiedener Maßnahmen für ausgewählte Haushaltstypen  
in Abhängigkeit vom Bruttoeinkommen

2a)	Alleinstehende Person	 2b) Alleinstehende Person
	 Absolute Entlastung in Euro		         Relative Entlastung (% des Bruttoeinkommens)
�

2c)	Ehepaar ohne Kinder	 2d) Ehepaar ohne Kinder 
     Absolute Entlastung in Euro	       Relative Entlastung (% des Bruttoeinkommens)	
�

2e) Ehepaar mit zwei Kindern	 2f) Ehepaar mit zwei Kindern 
      Absolute Entlastung in Euro	      Relative Entlastung (% des Bruttoeinkommens)
�

	 MIT: Stufen 1-3	   MIT: Stufe 1	  MIT: Stufe 2	   MIT: Stufe 3–	 Abschaffung des Solidaritätszuschlags

Quellen: MIT (2016); Berechnungen des IMK.

76,571 mm = 3-spaltig / 1 Grafik & 3-spaltik
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Die Entlastungswirkungen jeder einzelnen dieser 
Stufen sowie ihrer Kombination und – gesondert – 
einer Abschaffung des Solidaritätszuschlags wer-
den nun für den Fall einer alleinstehenden Person, 
eines kinderlosen Ehepaars und eines Ehepaars mit 
zwei Kindern in Abhängigkeit vom Bruttoeinkom-
men analysiert. Dabei wird als Vergleichsmaßstab 
das Steuerrecht des Jahres 2018 einschließlich der 
dann gültigen pauschalen Abzüge zugrunde gelegt.  4

Abbildung 2 zeigt in der linken Spalte jeweils die 
absolute Entlastung in Euro für alle drei Haushalts-
konstellationen und relativ zum Bruttoeinkommen 
in der rechten Spalte. Es zeigt sich, dass die Maß-
nahmen der Stufe 1 und der Stufe 3 die Bezieher 
niedriger Einkommen stärker entlasten als die Tarif
änderung der Stufe 2 für sich genommen. Die Ver-
dopplung des Arbeitnehmerpauschbetrags wirkt für 
Einkommensbezieher mit entsprechend geringen 
Werbungskosten wie eine Anhebung des Grund-
freibetrags. Die Tarifänderung führt zwar zu einer 

	 4	 Das Konzept der MIT wurde auf der Basis des Steuer-
rechts von 2016 durchgerechnet. Dort heißt es „Das Ende 
der zweiten Progressionszone wird von einem Einkommen 
von 53.666 Euro (wo bisher der Spitzensteuersatz mit 42 % 
liegt) auf 60.000 Euro verschoben.“ Im Jahr 2018 liegt 
diese Grenze bereits bei 54.949 Euro. Für die Analyse be-
steht nun die Wahl zwischen der Beibehaltung des Werts 
60.000 Euro oder einer Anhebung im gleichen Umfang 
wie der Wert im geltenden Recht von 2016 bis 2018 ange-
hoben worden ist. Letzteres entspräche dann 61.436 Euro. 
In der aktuellen Untersuchung wurde der Betrag von 
60.000 Euro beibehalten. Bei 61.436 Euro würde die Ent-
lastung am oberen Ende geringfügig höher ausfallen. Für 
das Ergebnis der Analyse ist dies nicht von Belang. Die 
Kindergelderhöhung wurde mit 41 Euro angesetzt.

Verringerung der Progressionswirkung in der ers-
ten Progressionszone, die resultierende Entlastung 
aus diesem Effekt ist aber vergleichsweise gering. 
Die tarifliche Entlastung relativ zum Bruttoeinkom-
men erreicht bei einer alleinstehenden Person ihr 
Maximum bei einem Bruttoeinkommen von rund 
66.000 Euro, also einem Bruttoeinkommen, das 
oberhalb von 80 % aller Vollzeiteinkommen liegt 
(Infobox 1). Auch im Falle der Ehepaare und Famili-
en würden durch die Tarifreform insbesondere die 
besser verdienenden Haushalte stark entlastet. Die 
Maßnahmen der Stufe drei haben bei niedrigen Ein-
kommen den höchsten relativen Entlastungseffekt, 
da die Erhöhung des Kindergeldes auch Haushalte 
entlastet, die aufgrund ihres niedrigen Einkommens 
keine Einkommensteuer zahlen.

Bei einer Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
würde die Entlastung absolut wie relativ mit dem 
Einkommen steigen. Da für die Berechnung des 
Solidaritätszuschlags das zu versteuernde Einkom-
men auch dann unter Abzug der Kinderfreibeträge 
zugrunde gelegt wird, wenn die Familien nur Kinder-
geld beziehen, zahlen Familien mit einem Einkom-
men und zwei Kindern bis zu einem Bruttoeinkom-
men von gut 52.000 Euro im Jahr 2018 überhaupt 
keinen Solidaritätszuschlag. Folglich werden sie bei 
einer Abschaffung des Solidaritätszuschlags auch 
nicht entlastet. Für Alleinstehende fällt der Solidari-
tätszuschlag im kommenden Jahr erst ab einem Ein-
kommen etwas über 18.000 Euro an. Eine Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags würde also Haushal-
te umso mehr entlasten, je höher ihr Einkommen 
ist, und somit die Ungleichheit in der Verteilung der 
verfügbaren Einkommen verstärken.

Infobox 1

Einkommensteuerbelastung durchschnittlich Verdienender

In den Medien wird regelmäßig beklagt, dass auch 
Personen mit durchschnittlichem Einkommen den 
Spitzensteuersatz zahlen (Greive und Hildebrand 
2017). Dabei wird nicht immer klar zwischen dem 
Bruttoeinkommen und dem zu versteuernden Ein-
kommen einerseits, sowie zwischen dem Grenz- 
und dem Durchschnittssteuersatz andererseits un-
terschieden. Diese Infobox soll hier etwas Licht ins 
Dunkel bringen, indem die relevanten Größen für 
durchschnittliche Einkommen für das Steuerrecht 
von 2017 für zwei Konzepte des Durchschnittsver-
dienstes und drei ausgewählte Haushaltskonstellati-
onen ausgewiesen werden. 

Zuerst muss nun ein sinnvoller Durchschnittsver-
dienst ermittelt werden. In den Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen ergibt sich als durchschnittlicher 
Bruttolohn je Arbeitnehmer für 2016 ein Jahreswert 
von 33.259 Euro. Da dieser vom Minijob bis zur Voll-
zeitbeschäftigung Bruttolöhne bei sehr unterschied-
lichen Arbeitszeiten enthält, werden hier Mittelwerte 
für Vollzeitverdienste zugrunde gelegt, und zwar zum 
einen der Median und zum anderen der Durchschnitt.

Da der aktuelle von Destatis veröffentlichte Wert 
für den Median aus der Verdienststrukturerhebung 
von 2014 stammt (damals 38.914 Euro), wurde 
er mit der durchschnittlichen Wachstumsrate der 
Bruttolöhne je Arbeitnehmer  1 fortgeschrieben. Der 
von Destatis veröffentlichte Durchschnittswert für 
2016 (48.939 Euro) wurde für 2017 auch entspre-
chend fortgeschrieben. Für 2017 ergeben sich dann 

	 1	 Aus den VGR, 2017 und 2018 Prognose des IMK.
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Infobox 1

Werte von 41.742 Euro (Median)  2 und 49.915 Euro 
(Durchschnitt). Die Differenz zwischen beiden Wer-
ten mag gering erscheinen; wer jedoch einen Brutto
vollzeitverdienst in Höhe des arithmetischen Mit-
tels bezieht, liegt fast schon im oberen Drittel der 
Verdienstverteilung.

Maßgeblich für die Besteuerung ist das zu ver-
steuernde Einkommen (ZVE), das in dieser Beispiel-
rechnung durch die Berücksichtigung pauschaler 
Abzüge (Vorsorgepauschale, Arbeitnehmerfreibetrag, 
Sonderausgabenpauschbetrag) ermittelt wird. Für 
einzelne Steuerzahler kann das ZVE noch deutlich 
nach unten abweichen, beispielsweise, wenn erhöh-
te Werbungskosten nachgewiesen werden. Wie sich 
zeigt, liegt das ZVE deutlich unter dem Bruttoein-
kommen. Auf dieses Einkommen wird dann der Tarif 
angewendet.

Eine alleinstehende Person, die im Jahr 2017 in 
einer Vollzeitbeschäftigung das Medianeinkommen 
verdient, muss 17 % ihres Bruttoeinkommens für 
die Einkommensteuer plus Solidaritätszuschlag auf-
bringen (Tabelle 4). Der Grenzsteuersatz bei der Ein-
kommensteuer (ohne Solidaritätszuschlag), also der 

	 2	 Der Median ist der Wert, der die Verteilung in zwei Hälften 
teilt. 50 % der Werte liegen unter dem Median, 50 % der 
Werte liegen darüber. Im Unterschied zum Durchschnitt 
wird der Median nicht von besonders hohen Einkommen 
am oberen Rand beeinflusst, die den Durchschnitt nach 
oben verzerren.

Steuersatz, der auf einen zusätzlichen Euro beim ZVE 
angewendet würde, liegt dann bei 33,0 %, also noch 
knapp 10 Prozentpunkte unter dem Spitzensteuersatz.

Muss eine durchschnittlich verdienende Person 
noch einen Ehepartner und Kinder versorgen, so 
verringert sich beim gegebenen Medianeinkommen 
auch die Steuerlast erheblich. Das Ehepaar mit nur 
einem Einkommen wird dann nur noch mit 8,8 % des 
Bruttoeinkommens durch die Einkommensteuer und 
den Solidaritätszuschlag belastet; der Grenzsteuer-
satz bei der Einkommensteuer liegt bei 25,4 %. Bei 
Familien mit Kindern wird eine sogenannte Günsti-
gerprüfung zwischen Kindergeld und Kinderfreibe-
trag vorgenommen. Für ein Ehepaar mit zwei Kindern 
und einem Medianeinkommen ist die Auszahlung 
des Kindergeldes die günstigere Lösung. Die Steuer 
ohne Kinderfreibetrag abzüglich Kindergeld ist nied-
riger als die Steuer bei Geltendmachung des Kinder-
freibetrags. Daher ist in der Tabelle bei der Familie 
dasselbe ZVE ausgewiesen wie beim Ehepaar ohne 
Kinder. Da das Kindergeld den Freibetrag übersteigt, 
ist die Steuerbelastung negativ. Die durchschnittliche 
Belastung des Bruttoeinkommens ist negativ; der 
Grenzsteuersatz liegt bei 25,4 %. Da für die Ermitt-
lung des Solidaritätszuschlags das ZVE mit Kinder-
freibetrag verwendet wird, zahlen Familien mit zwei 
Kindern weder beim Medianeinkommen noch beim 
Durchschnittseinkommen den Solidaritätszuschlag. 
Seine Abschaffung würde Familien mit geringen bis 
mittleren Einkommen daher auch nicht entlasten.

Tabelle 4

Aktuelle Einkommensteuerbelastung eines Durchschnittsverdieners (Vollzeit)
Beträge in Euro

1	 Wert aus der Verdienststrukturerhebung 2014 (Tabelle 2.3.4.) mit dem Zuwachs der Bruttolöhne je Beschäftigten (VGR, IMK Prognose) fortgeschrieben.
2	 Durchschnitt 2016 (Destatis, ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei) mit dem Zuwachs der Bruttolöhne je Beschäftigten (VGR, IMK Prognose) 

fortgeschrieben.
3	 Beim Ehepaar mit zwei Kindern: ZVE ohne Kinderfreibetrag, weil das Kindergeld günstiger ist.
4	 Beim Ehepaar mit zwei Kindern: Steuer abz. Kindergeld.
5	 Gegenüber der vorangegangenen Fassung vom 04.05.2017 korrigierte Werte.

Quellen: Destatis; Berechnungen und Prognosen des IMK.

Beträge in Euro

Median1 Durchschnitt2 Median1 Durchschnitt2 Median1 Durchschnitt2

Jahresbruttoverdienst (2017) 41.742 49.915 41.742 49.915 41.742 49.915

Status Quo (2018):

Zu versteuerndes Einkommen (ZVE)3 34.034 40.901 33.998 40.865 34.102 40.989

Einkommensteuer4 6.716 9.089 3.474 5.272 -1.108 696

Solidaritätszuschlag 369 500 191 290 0 0

Summe Steuern 7.085 9.589 3.665 5.562 -1.108 696

Steuern in % des Bruttoeinkommens 17,0 19,2 8,8 11,1 -2,7 1,4

Gesamte Steuern in % des ZVE 20,8 23,4 10,8 13,6 -3,2 1,7
Grenzsteuersatz der Einkommensteuer, 
relativ zum ZVE (%) 5

33,0 36,1 25,4 27,0 25,4 27,0

5 Gegenüber der vorangegangenen Fassung vom 04.05.2017 korrigierte Werte.

Aktuelle Einkommensteuerbelastung eines Durchschnittsverdieners (Vollzeit)

3 Beim Ehepaar mit zwei Kindern: ZVE ohne Kinderfreibetrag, weil das Kindergeld günstiger ist.
4 Beim Ehepaar mit zwei Kindern: Steuer abz. Kindergeld.

Quellen: Destatis; Berechnungen und Prognosen des IMK.

1 Wert aus der Verdienststrukturerhebung 2014 (Tabelle 2.3.4.) mit dem Zuwachs der Bruttolöhne je Beschäftigten (VGR, IMK Prognose) fortgeschrieben.

Alleinstehend, ohne Kinder Ehepaar, ohne Kinder Ehepaar 2 Kinder

2 Durchschnitt 2016 (Destatis, ohne Land- und Forstwirtschaft, Fischerei) mit dem Zuwachs der Bruttolöhne je Beschäftigten (VGR, IMK Prognose) fortgeschrieben.
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Steuersenkungen und Konjunkturrisiken: 
Fiskalische Belastungen für Bund, Länder  
und Gemeinden

Wie am Beispiel des MIT-Steuerkonzepts und der Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlages demonstriert, 
eignen sich viele der aktuell diskutierten Vorschläge 
zur Senkung der Einkommensteuer auf breiter Front 
nicht für eine gezielte Korrektur der in den vergange-
nen Jahrzehnten trendmäßig deutlich gestiegenen 
Disparität in der Einkommensverteilung. Immerhin 
aber lässt sich damit – je nach Ausgestaltung – eine 
spürbare steuerliche Entlastung über weite Einkom-
mensbereiche erreichen. Es stellt sich allerdings die 
Frage nach den fiskalischen Kosten einer solchen 
Entlastungspolitik. Welche Steuerausfälle wären 
bei der Umsetzung massiver Steuersenkungen zu 
erwarten und wie würden sie sich konkret auf die 
Haushalte der Gebietskörperschaften verteilen? Nur 
bei Kenntnis dieser Wirkungen kann abgeschätzt 
werden, ob angesichts der Restriktionen durch den 
europäischen Fiskalpakt und die deutsche Schul-
denbremse Steuererhöhungen an anderer Stelle 
oder Kürzungen auf der Ausgabenseite notwen-
dig werden. Solche möglicherweise erforderlichen 
Konsolidierungsmaßnahmen könnten dann erhebli-
che Einbußen hinsichtlich anderer finanzpolitischer 
Zielsetzungen, etwa der Erhöhung der öffentlichen 
Investitionen, mit sich bringen. Dabei muss auch 
berücksichtigt werden, dass die gegenwärtig relativ 
entspannte Finanzlage vieler öffentlicher Haushalte 
ganz wesentlich auf günstigen Konjunkturbedin-
gungen beruht, für deren Fortdauer es aber keine 
Garantie gibt. Insofern stellt sich auch die Frage der 
Finanzierbarkeit kräftiger Steuersenkungen für den 
Fall einer sich eintrübenden Konjunktur.

Im Folgenden geht es um die potenziellen Auswir-
kungen des MIT-Konzeptes, das als eines der weni-
gen Konzepte bereits in konkreter Form vorliegt. Im 
Jahr 2018 soll in der ersten Stufe die Verdopplung 
des Arbeitnehmerpauschbetrags von 1.000 Euro auf 
2.000 Euro erfolgen. Diese Maßnahme ist mit Min-
dereinnahmen von 7,5 Mrd. Euro angesetzt. Im Jahr 
2019 soll dann eine Absenkung des Tarifs als zweite 
Stufe erfolgen, was – für sich genommen – zu Min-
dereinnahmen von 25,8 Mrd. Euro führt. Insgesamt 
soll es im Verbund mit der ersten Stufe aufgrund 
überlappender Effekte zu einer Gesamtentlastung 
von 32,4 Mrd. Euro kommen. Mit der dritten Stufe 
soll dann die Anhebung des Kinderfreibetrages auf 
das Niveau des Grundfreibetrages im Einkommen-
steuertarif erfolgen. Alles in allem bedeutet dies im 
Verbund mit einer relativ gleich starken Anhebung 
des Kindergeldes in Höhe von 7,7 Mrd. Euro insge-
samt eine fiskalische Belastung von 40,7 Mrd. Euro.

In Tabelle 5 findet sich eine genauere Abschätzung 
der zu erwartenden Effekte. Grundsätzlich sind die 
Angaben der MIT zur Aufkommenswirkung plau-
sibel, sie wurde lediglich hinsichtlich der genauen 
zeitlichen Verteilung auf die Haushaltsjahre 2018 
bis 2021 konkretisiert und an die bis 2018 zu be-

rücksichtigenden Rechtsänderungen angepasst 
(Tabelle 5). Die Quantifizierung der ersten Stufe und 
die Überlappungseffekte mit der Tarifreform wurden 
übernommen; für die zweite Stufe ergab sich im 
IMK-Einkommensteuermodell exakt der MIT-Wert. 
Anpassungen wurden in Stufe drei beim Kinder-
freibetrag und beim Kindergeld vorgenommen. Der 
Freibetrag von 7.428 Euro im Jahr 2018 wurde auf 
das nunmehr gültige Niveau des Grundfreibetrags 
von 9.000 Euro angehoben. Aus der relativ stärke-
ren Erhöhung des Freibetrags resultiert auch eine 
Anpassung der angenommenen Kindergelderhö-
hung von 36 Euro je Kind im ursprünglichen Konzept 
auf 41 Euro je Kind. Insgesamt führt dies im Jahr der 
ersten vollen Wirksamkeit zu Mindereinnahmen von 
knapp 42 Mrd. Euro, was sehr nah an den ursprüng-
lich veranschlagten 40,7 Mrd. Euro durch die MIT 
liegt. Die zeitliche Verteilung wurde im Wesentli-
chen analog der Quantifizierung der jüngsten Tarif
anpassungen und der Erhöhungen von Kinderfrei-
beträgen und Kindergeld vorgenommen. Insgesamt 
wachsen die Mindereinnahmen von knapp 7 Mrd. 
Euro im Jahr 2018 auf gut 42 Mrd. Euro im Jahr 2021 
an, wobei der Bund mit 19,1 Mrd. Euro den größten 
Teil trägt, während die Länder mit gut 17 Mrd. Euro 
und die Gemeinden mit etwa 6 Mrd. Euro belastet 
werden. Die Abschaffung des Solidaritätszuschla-
ges würde im Jahr 2021 gemäß Tabelle 1a mit 20 Mrd. 
Euro zu Buche schlagen und damit den Bund – aller
dings zunächst auch nur diesen allein – noch ein 
wenig stärker als der MIT-Vorschlag belasten.

Welche zusätzlichen Belastungen kämen auf die 
öffentlichen Haushalte zu, wenn die Konjunktur sich 
schwächer als in dem der IMK-Steuerschätzung 
zugrunde liegenden relativ optimistischen Szena-
rio entwickeln würde? Hierzu wurde in einem kon-
junkturellen Risikoszenario angenommen, dass 
das Wachstum in den Jahren 2018 bis 2020 spür-
bar schwächer ausfällt (0,9 statt 1,8 % 2018; 0,5 
statt 1,7 % 2019 und 1,3 % statt 1,7 % 2020). Diese 
spürbare, aber auch nicht übermäßig starke Ab-
schwächung, wurde auf der Grundlage der IMK-
Steuerschätzung umgesetzt, wobei vor allem die 
gewinnabhängigen Steuern von Hand so justiert 
wurden, dass sich eine fiskalische Reaktion gemäß 
der im Rahmen der EU-Konjunkturbereinigung ver-
wendeten Budgetsemielastizität von 0,33 für die Ge-
samtheit der Steuern ergibt. Kombiniert man dieses 
Szenario mit dem Steuersenkungsszenario der MIT, 
wobei sich eine leichte konjunkturbedingte Minde-
rung der MIT-Steuerausfälle ergibt, so wachsen ins-
gesamt Steuermindereinnahmen von 16,5 Mrd. Euro 
im Jahr 2018 bis zu 73,1 Mrd. Euro im Jahr 2021 für 
die Gebietskörperschaften insgesamt auf.

Um die konkrete Bedeutung der möglicherweise 
drohenden Steuerausfälle auch auf die Ebene der 
Bundesländer und ihrer Gemeinden herunterbre-
chen zu können, wurde sowohl für das MIT-Szena-
rio als auch das kombinierte Szenario von MIT und 
Konjunkturabschwächung eine näherungsweise 
Verteilung der Mindereinnahmen über den Län-
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Tabelle 5

Abschätzung der finanziellen Auswirkungen des MIT-Steuerkonzepts vom 2018 bis 2021
in Mrd. Euro

Quellen: Berechnungen des IMK auf Basis von MIT (2016) und Deutscher Bundestag (2016).

Tabelle 5: 

in Mrd. Euro

Volle Jahreswirkung 2018 2019 2020 2021

Arbeitnehmerpauschale Erhöhung um 1000 Euro insgesamt -7,50 -6,75 -7,50 -7,72 -7,95

ESt -7,14 -6,43 -7,14 -7,35 -7,57

SolZ -0,36 -0,32 -0,36 -0,37 -0,38

Bund -3,39 -3,05 -3,39 -3,49 -3,60

ESt -3,03 -2,73 -3,04 -3,12 -3,22

SolZ -0,36 -0,32 -0,36 -0,37 -0,38

Länder -3,03 -2,73 -3,04 -3,12 -3,22

Gemeinden -1,07 -0,96 -1,07 -1,10 -1,14

ESt-Tarifreform nach IMK-Einkommensteuermodell für 2018 insgesamt -24,90 - -19,05 -24,90 -25,65

ESt -3,56 - - -3,56 -3,66

LSt -20,16 - -18,14 -20,16 -20,76

SolZ -1,19 - -0,91 -1,19 -1,22

Bund -11,26 - -8,62 -11,26 -11,60

ESt -1,51 - - -1,51 -1,56

LSt -8,57 - -7,71 -8,57 -8,82

SolZ -1,19 - -0,91 -1,19 -1,22

Länder -10,08 - -7,71 -10,08 -10,38

ESt -1,51 - - -1,51 -1,56

LSt -8,57 - -7,71 -8,57 -8,82

Gemeinden -3,56 - -2,72 -3,56 -3,66

ESt -0,53 - - -0,53 -0,55

LSt -3,02 - -2,72 -3,02 -3,11

Kinderfreibetrag von 7428 auf 9000 Euro insgesamt -2,76 - - -0,22 -1,75

ESt -2,47 - - 0,00 -1,46

SolZ -0,29 - - -0,22 -0,29

Bund -1,34 - - -0,22 -0,91

ESt -1,05 - - 0,00 -0,62

SolZ -0,29 - - -0,22 -0,29

Länder -1,05 - - 0,00 -0,62

Gemeinden -0,37 - - 0,00 -0,22

Kindergeld von 194 auf 235 Euro insgesamt -6,80 - - -8,61 -7,05

ESt 1,81 - - 0,00 1,82

LSt -8,61 - - -8,61 -8,87

SolZ - - - - -

Bund -2,89 - - -3,66 -3,00

ESt 0,77 - - 0,00 0,77

LSt -3,66 - - -3,66 -3,77

SolZ - - - - -

Länder -2,89 - - -3,66 -3,00

ESt 0,77 - - 0,00 0,77

LSt -3,66 - - -3,66 -3,77

Gemeinden -1,02 - - -1,29 -1,06

ESt 0,27 - - 0,00 0,27

LSt -1,29 - - -1,29 -1,33

Finanzielle Auswirkungen insgesamt insgesamt -41,97 -6,75 -26,55 -41,45 -42,39

Bund -18,89 -3,05 -12,01 -18,63 -19,10

davon SolZ -1,84 -0,32 -1,26 -1,77 -1,89

Länder -17,06 -2,73 -10,75 -16,86 -17,21

Gemeinden -6,02 -0,96 -3,79 -5,95 -6,08

Quellen: Berechnungen des IMK auf Basis von MIT (2016) und Deutscher Bundestag (2016).

Abschätzung der finanziellen Auswirkungen des MIT-Steuerkonzepts vom 2018 bis 2021
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derfinanzausgleich (LFA) und den Kommunalen Fi-
nanzausgleich (KFA) berechnet bzw. überschlägig 
geschätzt.  5 Für das Szenario Konjunkturabschwä-
chung wurde die Verteilung der Mindereinnahmen 
auf Basis der Steuerverteilung für das Jahr 2016 ge-
schätzt. Beim KFA wurden die Umverteilungsquoten 
von Hesse (2014) genutzt. Beim MIT-Szenario sind 
die Verteilung der Steuern und der KFA nach gelten-
dem Recht vorgenommen worden. In beiden Szena-
rien wurde die Umverteilung im LFA (inkl. allgemei-
ner Bundesergänzungszuweisungen) auf Basis der 
vorläufigen Abrechnung des LFA für das Jahr 2016 
berechnet.

In Tabelle 6a und 6b sind die fiskalischen Wirkungen 
für das MIT-Konzept bzw. das kombinierte Szenario 
für die Haushalte der einzelnen Bundesländer und 
ihrer Gemeinden nach LFA und KFA wiedergege-
ben. Schon ohne eine Konjunkturabschwächung 
sind die Zahlen frappierend. So müssten die Länder-
haushalte insgesamt im Jahr 2021 eine Belastung 
von 14,4 Mrd. Euro schultern, das entspricht 4,1 % 
der bereinigten Ausgaben der Länder im Jahr 2015 
und 123,6 % ihrer Ausgaben für Sachinvestitionen 
im Jahr 2015 (bei Hinzurechnung der Mindereinnah-
men der Gemeindeebene der Stadtstaaten). Bei den 
Gemeindehaushalten fällt eine Belastung von gut 
9,2 Mrd. Euro an. Dies entspräche 3,9 % der berei-
nigten Ausgaben und 35,5 % der Sachinvestitionen 
der Gemeinden des Jahres 2015 (Berechnung der 
Quoten jeweils ohne Stadtstaaten). Kommt die an-
genommene Konjunkturabschwächung hinzu, steigt 
die Belastung der Bundesländer um 68 % auf 24,2 
Mrd. Euro, während sich diejenige der Gemeinden 
auf 18,3 Mrd. Euro verdoppelt. Für Länder mit vie-
len finanzschwachen Gemeinden wie dem Saarland, 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen (NRW) und 
Hessen könnte dies zu erheblichen Verwerfungen 
führen und die eingeleiteten Maßnahmen zur Un-
terstützung der finanzschwachen Gemeinden stark 
konterkarieren. In NRW beispielsweise würde die 
zusätzliche Belastung der Gemeinden von 4 Mrd. 
Euro genau dem strukturellen Defizit vor Beginn des 
aktuellen Unterstützungspaketes („Stärkungspakt 
Stadtfinanzen“) entsprechen (Junkernheinrich et al. 
2011) und damit eigentlich das gesamte angestrebte 
Konsolidierungsvolumen wieder verspielen.

Risiken von Steuersenkungen unter der 
Schuldenbremse

Die Debatte um Steuersenkungen wird nicht zuletzt 
durch die relativ gute Lage der öffentlichen Haushal-
te – insbesondere des Bundeshaushalts – angefacht. 
Wie in Paetz et al. (2016) gezeigt, ist die günstige 
finanzielle Lage im Bundeshaushalt allerdings weit-

5	 	 Da die Neuregelung der föderalen Finanzbeziehungen 
noch nicht verabschiedet wurde, wird für den gesamten 
Simulationszeitraum – wie auch bei der IMK-Steuerschät-
zung – das geltende Recht angewendet.

gehend unerwartet guten gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen und positiven Sondereffekten 
zu verdanken. Hätte sich die Konjunktur nach dem 
Jahr 2009 nicht so rasch und stark vom Einbruch der 
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise erholt, wäre 
das Instrument der Schuldenbremse nicht zu dem 
vermeintlichen Erfolgsmodell geworden, als das es 
heute gerne gepriesen wird. Es liegt daher nahe, zu 
untersuchen, wie sich die Bundesfinanzen im Finanz-
planungszeitraum bis 2021 unter der Schuldenbrem-

Tabelle 6a

Mindereinnahmen durch das MIT-Steuerkonzept für Bund, Länder und Gemeinden 
nach LFA1 inkl. BEZ2 und KFA3

Ohne makroökonomische Rückwirkungen.

1 	 Länderfinanzausgleich
2 	 Bundesergänzungszuweisungen
3 	 Kommunaler Finanzausgleich
* 	 Berechnung inklusive Mindereinnahme der Gemeindeebene.
**	 ohne Stadtstaaten.

Quellen: Destatis; Hesse (2014); Berechnungen des IMK.

Tabelle 6a:

2018 2019 2020 2021 Bereinigten
Ausgaben 2015

Sachinvesti-
tionen 2015

Bund -3.003,0 -11.811,2 -18.322,1 -18.785,0 -5,5 -205,6 

NW -446,4 -1.755,8 -2.755,2 -2.812,4 -4,0 -178,9 
BY -346,1 -1.361,2 -2.136,1 -2.180,4 -4,2 -122,8 
BW -255,6 -1.005,3 -1.577,6 -1.610,3 -3,4 -84,3 
NI -223,1 -877,5 -1.377,0 -1.405,6 -4,6 -223,5 
HE -146,1 -574,5 -901,5 -920,2 -3,5 -112,1 
SN -120,4 -473,7 -743,3 -758,7 -4,3 -73,0 
RP -106,4 -418,6 -656,8 -670,5 -3,9 -164,4 
ST -63,6 -250,0 -392,3 -400,4 -3,7 -119,1 
SH -77,8 -305,9 -480,0 -490,0 -4,3 -142,0 
TH -62,2 -244,8 -384,1 -392,1 -4,1 -130,7 
BB -72,8 -286,5 -449,6 -458,9 -4,0 -166,3 
MV -49,1 -193,0 -302,8 -309,1 -4,0 -80,5 
SL -28,1 -110,4 -173,3 -176,9 -4,2 -209,3 
BE -178,0 -700,3 -1.098,9 -1.121,7 -5,2* -201,5*
HH -71,8 -282,5 -443,3 -452,5 -4,0* -53,2*
HB -32,2 -126,8 -198,9 -203,1 -4,3* -109,9*
Insgesamt -2.279,8 -8.966,6 -14.070,5 -14.362,7 -4,1 -123,6 

NW -332,2 -1.306,5 -2.050,2 -2.092,8 -3,5 -51,6 
BY -237,8 -935,1 -1.467,4 -1.497,8 -4,0 -21,4 
BW -230,0 -904,5 -1.419,3 -1.448,8 -4,2 -31,1 
NI -124,5 -489,5 -768,2 -784,1 -3,7 -36,7 
HE -132,7 -522,0 -819,2 -836,2 -4,3 -51,3 
SN -63,7 -250,4 -393,0 -401,2 -3,5 -35,4 
RP -71,3 -280,5 -440,2 -449,3 -4,2 -44,0 
ST -38,5 -151,2 -237,3 -242,2 -3,9 -50,1 
SH -47,4 -186,5 -292,6 -298,7 -3,8 -35,1 
TH -35,7 -140,5 -220,5 -225,1 -4,3 -38,9 
BB -39,1 -154,0 -241,6 -246,6 -3,4 -37,5 
MV -25,0 -98,4 -154,3 -157,5 -3,6 -52,9 
SL -16,2 -63,5 -99,7 -101,7 -4,1 -45,5 
BE -33,9 -133,5 -209,5 -213,8 - -
HH -31,6 -124,2 -195,0 -199,0 - -
HB -7,7 -30,4 -47,7 -48,7 - -
Insgesamt -1.467,2 -5.770,7 -9.055,6 -9.243,6 -3,9** -35,5**

* Berechnung inklusive Mindereinnahme der Gemeindeebene.
** ohne Stadtstaaten.

Quellen: Destatis, Hesse (2014), Berechnungen des IMK.

Mindereinnahmen durch das MIT-Steuerkonzept für Bund, Länder und Gemeinden nach LFA 1 inkl. BEZ2 und KFA3

1 Länderfinanzausgleich
2 Bundesergänzungszuweisungen
3 Kommunaler Finanzausgleich

Mindereinnahmen in Mio. Euro Mindereinnnnahmen
2021 in % der

Gemeindehaushalte

Ohne makroökonomische Rückwirkungen.

Länderhaushalte
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se entwickeln würden, wenn das MIT-Konzept unter 
gegebenen konjunkturellen Rahmenbedingungen 
verwirklicht würde und, was passieren würde, wenn 
zusätzlich die angesprochene Konjunkturschwäche 
von 2018 bis 2020 eintreten würde.

Analog zur Vorgehensweise in Paetz et al. (2016) 
wird zur Beantwortung dieser Frage eine multipli-
katorgestützte Simulationsrechnung  6 (Abbildung 3) 
vorgenommen, aus der deutlich wird, wie sich we-
sentliche finanzpolitische und makroökonomische 
Größen unter der Schuldenbremse je nach Szenario 
entwickeln würden. Dabei werden die institutionel-
len Gegebenheiten der Schuldenbremse des Bundes 
möglichst realitätsnah abgebildet.

Als Grundlage für die Simulation nehmen wir die 
gesamtwirtschaftlichen Annahmen und Ergebnisse 
der IMK-Steuerschätzung und kombinieren sie mit 
der Kabinettsvorlage der Eckwerte für die mittel-
fristige Finanzplanung der Bundesregierung (BMF 
2017b). Da die gesamtwirtschaftliche Projektion 
des IMK spürbar über den von der Bundesregierung 
bisher getroffenen Annahmen liegt, ließe sich die 
Politik der „schwarzen Null“ – die bisherige Ausga-
benplanung vorausgesetzt – im Referenzszenario 
auch bis ins Jahr 2021 fortführen (Abbildung 3g). Auch 
hinsichtlich des strukturellen Defizits ist unter den 
genannten Bedingungen von erheblichen Sicher-
heitsabständen zum Grenzwert von 0,35 % des BIP 
auszugehen. Zwar liegt das reale BIP-Wachstum bis 
2021 spürbar über dem von der der Bundesregie-
rung in der Herbstprojektion unterstellten (+1,1 %); 
jedoch dürfte aufgrund der Endogenität der Poten-
zialberechnungen ein erheblicher Teil der Erhöhung 
(+0,6 %) nicht als konjunkturell, sondern vielmehr 
als strukturell verbucht werden, was wir für die Si-
mulation daher unterstellt haben.

Von besonderem Interesse ist die Frage, was pas-
siert, wenn in dieser günstigen Ausgangskonstel-
lation, das MIT-Steuersenkungskonzept umgesetzt 
würde. Dazu werden zwei Szenarien betrachtet: ein 
Szenario, in dem das MIT-Konzept bei gegebener 
Konjunkturentwicklung realisiert wird, und ein Sze-
nario, indem die Umsetzung des MIT-Konzepts von 
einer Konjunkturabschwächung begleitet wird. Die 
Steuersenkungen allein führen zu Einnahmeeinbrü-
chen, die den Finanzierungssaldo verringern. Kom-
biniert mit einer Konjunkturabschwächung ergeben 
sich zusätzliche Einnahmeausfälle und Mehrausga-
ben, die den Finanzierungssaldo weiter verringern. 
Unter der Schuldenbremse ist eine Ausweitung des 
Defizits aber nur insoweit zulässig, als die Konjunk-
turbereinigung einen entsprechenden Konjunktur-
absturz durch eine wachsende negative Produkti-
onslücke signalisiert und durch eine entsprechend 

	 6	 Der Fiskalmultiplikator gibt den BIP-Effekt einer diskretio-
nären fiskalischen Maßnahme wieder und stellt somit eine 
Kausalbeziehung zwischen diesen beiden Größen dar. Ein 
positiver (negativer) Multiplikator von 1 bedeutet, dass die 
Maßnahme (z. B. eine Ausgabenerhöhung oder Steuersen-
kung) von 1 % des BIP, das BIP um 1 % erhöht (senkt).

größere Konjunkturkomponente ermöglicht. An-
dernfalls würde das zulässige Defizit überschritten, 
und die Ausgaben müssten entsprechend gekürzt 
werden. Ausgabenkürzungen führen aber gemäß 
dem Multiplikator zu BIP-Minderungen, die wieder-
um zu Anpassungen bei der Konjunkturbereinigung 
und den zulässigen Defiziten führen.

Für die Simulation ist eine nominale BIP-Elastizi-
tät der Einnahmen von 1,3 unterstellt worden. Aus 
den aktuellen Berechnungen zur Schuldenbremse 

Tabelle 6b

Mindereinnahmen durch das MIT-Steuerkonzept und schwächere Konjunktur für 
Bund, Länder und Gemeinden nach LFA1 inkl. BEZ2 und KFA3

Ohne makroökonomische Rückwirkungen.

1	 Länderfinanzausgleich
2	 Bundesergänzungszuweisungen
3	 Kommunaler Finanzausgleich
* 	 Berechnung inklusive Mindereinnahme der Gemeindeebene.
**	 ohne Stadtstaaten.

Quellen: Destatis; Hesse (2014); Berechnungen des IMK.

2018 2019 2020 2021 Bereinigten
Ausgaben 2015

Sachinvesti-
tionen 2015

Bund -6.353,9 -20.155,7 -29.399,3 -30.676,8 -9,0 -335,7 

NW -1.042,2 -3.186,0 -4.611,5 -4.787,7 -6,7 -304,5 
BY -782,5 -2.407,8 -3.493,5 -3.625,0 -6,9 -204,2 
BW -600,7 -1.834,0 -2.653,3 -2.755,0 -5,9 -144,2 
NI -510,3 -1.566,6 -2.270,9 -2.356,9 -7,8 -374,8 
HE -330,6 -1.017,1 -1.475,6 -1.531,2 -5,8 -186,5 
SN -270,9 -834,5 -1.211,3 -1.256,8 -7,1 -121,0 
RP -247,1 -756,2 -1.095,0 -1.136,8 -6,6 -278,7 
ST -150,8 -459,6 -664,5 -690,1 -6,4 -205,2 
SH -177,9 -546,1 -791,6 -821,6 -7,2 -238,1 
TH -141,0 -433,6 -629,0 -652,7 -6,9 -217,7 
BB -158,2 -490,9 -714,5 -740,9 -6,5 -268,5 
MV -113,3 -347,2 -503,0 -522,1 -6,8 -135,9 
SL -65,6 -200,4 -290,1 -301,2 -7,1 -356,4 
BE -406,3 -1.247,7 -1.809,1 -1.877,5 -9,0* -352,8*
HH -163,9 -503,3 -729,8 -757,4 -7,3* -96,9*
HB -73,5 -225,9 -327,5 -339,9 -6,9* -194,3*
Insgesamt -5.234,7 -16.057,0 -23.270,1 -24.152,7 -6,9 -209,6 

NW -1.071,1 -3.027,3 -3.970,3 -4.040,7 -6,8 -99,7 
BY -859,9 -2.381,0 -3.056,6 -3.101,0 -8,2 -44,3 
BW -761,8 -2.141,0 -2.787,5 -2.832,6 -8,3 -60,9 
NI -421,2 -1.180,4 -1.536,4 -1.562,3 -7,4 -73,1 
HE -453,2 -1.268,6 -1.651,2 -1.679,7 -8,6 -103,1 
SN -197,6 -564,6 -755,9 -773,6 -6,8 -68,3 
RP -229,0 -648,0 -851,6 -867,1 -8,0 -84,9 
ST -108,1 -314,0 -424,2 -433,7 -7,0 -89,6 
SH -158,5 -445,3 -581,5 -591,7 -7,5 -69,6 
TH -107,8 -309,5 -416,5 -426,5 -8,1 -73,8 
BB -132,0 -371,9 -492,5 -503,7 -7,0 -76,6 
MV -74,1 -213,4 -286,5 -292,9 -6,7 -98,4 
SL -50,1 -142,6 -188,6 -192,2 -7,8 -85,9 
BE -133,7 -364,2 -456,8 -461,1 - -
HH -124,4 -339,0 -425,2 -429,2 - -
HB -30,4 -82,9 -104,0 -105,0 - -
Insgesamt -4.913,0 -13.793,9 -17.985,3 -18.293,0 -7,6** -70,0**

Quellen: Destatis, Hesse (2014), Berechnungen des IMK.

Gemeindehaushalte

Länderhaushalte

Tabelle 6b: Mindereinnahmen durch das MIT-Steuerkonzept und schwächere Konjunktur für Bund, Länder und

1 Länderfinanzausgleich
2 Bundesergänzungszuweisungen
3 Kommunaler Finanzausgleich

Ohne makroökonomische Rückwirkungen.

Mindereinnahmen in Mio. Euro Mindereinnnnahmen
2021 in % der

* Berechnung inklusive Mindereinnahme der Gemeindeebene.
** ohne Stadtstaaten.
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Abbildung  3

Multiplikatorgestützte Simulation von Steuersenkungen für alternative Konjunkturszenarien und ihrer Auswirkungen  
auf den Bundeshaushalt1

3a) Reales Bruttoinlandsprodukt	 3b) Nominale Bundeseinnahmen

3c) Nominale Produktionslücke	 3d) Konjunkturkomponente

�
3e) Maximal zulässige Kreditaufnahme für den Bund	 3f) Nominale Bundesausgaben
�

3g) Nominaler Finanzierungssaldo des Bundes	 3h) Nominaler Schuldenstand des Bundes

–	  Referenzszenario	        –  MIT Steuersenkung	                                
	  MIT unbeschränkte Ausgaben	        –  MIT plus Konjunkturabschwächung, unbeschränkte Ausgaben	              –	  MIT plus Konjukturabschwächung     –  MIT plus Konjunkturabschwächung                      –  Konjunktur ohne Rückwirkung

1 	 in Mrd. Euro, 2016-2021

Quelle: Simulationen des IMK.

Quellen: BMF; AMECO Datenbank der EU-Kommission; Berechnungen des IMK.
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76,571 mm = 3-spaltig - 6 Grafiken& 3-spaltig

 Abb. 3a: Reales Bruttoinlandsprodukt 
2016-2021 (2016=100)

Abb. 3b: Nominale Bundeseinnahmen 
in Mrd. Euro, 2016-2021 

Abb. 3c: Nominale Produktionslücke 
in Mrd. Euro, 2016-2021

Abb. 3d: Konjunkturkomponente 
in Mrd. Euro, 2016-2021

Abb. 3e: Maximal zulässige Kreditaufnahme für den Bund
in Mrd. Euro, 2016-2021

Abb. 3f: Nominale Bundesausgaben 
in Mrd. Euro, 2016-2021

Abb. 3g: Nominaler Finanzierungssaldo des Bundes 
in Mrd. Euro, 2016-2021

Abb. 3h: Nominaler Schuldenstand des Bundes 
in Mrd. Euro, 2016-2021
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lässt sich schließen, dass die Bundesregierung im-
plizit eine Konjunkturreagibilität der Bundessteuer-
einnahmen von 1,36 unterstellt. Der von uns ange-
nommene Wert von 1,3 ist zudem mit der zuvor vor-
genommenen Abschätzung der Konjunkturreagibili-
tät der Steuereinnahmen in Tabelle 5 kompatibel. Für 
die Staatsausgaben berücksichtigen wir im Szenario 
mit Konjunkturabschwächung leichte Mehrausga-
ben gemäß der unterstellten geringfügigen Ausga-
bensensitivität des Bundes von -0,04.

Für die Konjunkturbereinigung verwenden wir 
nicht das komplexe Verfahren der EU-Kommission, 
dessen konkrete Anwendung durch die Bundesregie-
rung immer noch nicht klar dokumentiert ist, sondern 
den von der Schweizer eidgenössischen Finanzver-
waltung entwickelten und im Rahmen der Schweizer 
Schuldenbremse eingesetzten mHP-Filter (Bruchez 
2003), der laut Berechnungen des RWI (2010) bezüg-
lich seiner potenziellen Prozyklik sogar weniger an
fällig als das Verfahren der EU-Kommission ist.  7

Um die Produktionslücken in der IMK-Simulation 
mit denen der Bundesregierung vergleichen zu kön-
nen, muss man auch eine mit dem Filterverfahren 
berechnete Produktionslücke der tatsächlichen Ent-
wicklung berechnen. Bei Abweichungen des realen 
BIP von der tatsächlichen Entwicklung werden so 
die resultierenden Anpassungen der Produktions-
lücke ermittelt. Die berechnete Änderung der Pro-
duktionslücke wird dann zur ursprünglich von der 
Bundesregierung geschätzten Produktionslücke 
addiert. Der mHP-Filter wird in der Simulation, also 
lediglich für die Anpassung der Produktionslücke, 
nicht aber für die Berechnung einer komplett neuen 
Produktionslücke verwendet. Höhere Budgetdefizi-
te führen zu höheren Schuldenständen und gemäß 
des jeweiligen jahresdurchschnittlichen Zinssatzes 
zu höheren Zinsausgaben und damit auch höheren 
Staatsausgaben, wobei zur Vereinfachung die tat-
sächlichen effektiven Zinssätze der jeweiligen Jahre 
als exogen angenommen worden sind.

Kommt es bei der Haushaltsaufstellung aufgrund 
von drohenden Überschreitungen der Schulden-
bremse zu Ausgabenkürzungen, so führen diese 
wiederum zu negativen BIP-Wirkungen im Aus-
maß des unterstellten Multiplikators. Für den Aus-
gabenmultiplikator wird grundsätzlich der Wert 1 
angenommen, für die Steuersenkungen der Wert 
0,5. Diese Werte stehen im Einklang mit der neu-
eren empirischen Literatur zum Fiskalmultiplikator 
(Gechert 2015). Um zu berücksichtigen, dass die 
Steuersenkungen und eventuelle Ausgabenkürzun-
gen nicht nur den Bund betreffen, wird unterstellt, 
dass Länder und Gemeinden zusammen jeweils im 
Ausmaß der Bundesmaßnahmen ebenfalls Kürzun-

	 7	 In Truger und Will (2012) wurde eine ähnliche prospektive 
Simulation auch mit Hilfe einer Variante des Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens der EU-Kommission durchgeführt. Die 
Ergebnisse bezüglich der Endogenität der Potenzialberech-
nungen sind durchaus vergleichbar, so dass unsere Verein-
fachung mit dem mHP-Filter als gerechtfertigt erscheint.

gen vornehmen. Angesichts der Tatsache, dass der 
Bund jeweils nur knapp zur Hälfte an den Steuersen-
kungen und Aufkommenswirkungen der negativen 
Konjunktur beteiligt ist, erscheint dies angemessen. 
Gleichzeitig stellt dies eine vorsichtige Annahme dar, 
denn es ist davon auszugehen, dass die Länder und 
Gemeinden aufgrund ihrer im Durchschnitt tenden-
ziell spürbar angespannteren Finanzlage deutlich 
weniger Spielräume als der Bund zur Verfügung 
haben, um positive Effekte durch Steuersenkungen 
zuzulassen bzw. negative Effekte infolge von Kür-
zungspolitik zu verhindern.

In den Abbildungen 3a bis 3h sind die Ergebnisse 
der Simulationsrechnungen dargestellt. Im reinen 
Steuersenkungsszenario kommt es zunächst gemäß 
den in Tabelle 5 unterstellten Steuerausfällen zu einer 
spürbaren Verringerung der Einnahmen (Abbildung 3b), 
die aufgrund des angenommenen erheblichen Si-
cherheitsabstandes zu den Vorgaben der Schulden-
bremse zu einer entsprechenden Verschlechterung 
des Budgetsaldos (Abbildung 3g) führt. Dies geht ge-
mäß dem unterstellten Multiplikator mit einer leich-
ten Erhöhung des realen BIP um maximal knapp 
einen halben Prozentpunkt im Jahr 2020 einher (Ab-
bildung 3a). Aufgrund der – zumindest im Übergang 
– im Rahmen der Schuldenbremse korrekt diagnosti-
zierten Verbesserung der Konjunktur (Erhöhung der 
Produktionslücke mit entsprechender Erhöhung der 
Konjunkturkomponente, Abbildung 3c und 3d), ergibt 
sich gegenüber dem Referenzszenario eine Minde-
rung der maximalen Nettokreditaufnahme (Abbildung 
3e). Ab dem Jahr 2019 kommt es daher in Kombina-
tion mit dem höheren Schuldenstand (Abbildung 3h) 
und entsprechenden Mehrausgaben bei den Zinsen 
zu einem Greifen der Schuldenbremse. Die Bundes-
ausgaben müssen gegenüber den unbeschränkten 
Ausgaben (inklusive Zinsen) zunächst minimal, bis 
zum Jahr 2021 dann aber spürbar um insgesamt 
knapp 5 Mrd. Euro oder gut 1,3 % gekürzt werden. 
Der entsprechend negative fiskalische Impuls führt 
gemäß dem Ausgabenmultiplikator zu einem dem 
expansiven Impuls der Steuersenkung entgegen-
gesetzten Effekt, der den insgesamt noch positi-
ven Effekt bis zum Jahr 2021 jedoch bereits wieder 
dämpft (per Saldo +0,3 %). Trotz der im Rahmen der 
IMK-Steuerschätzung optimistischen gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen würde das MIT-
Steuerkonzept also spätestens im Jahr 2020 auf 
Bundesebene zu einem Greifen der Schuldenbrem-
se mit spürbaren Konsolidierungserfordernissen 
führen. Spätestens ab dem Jahr 2019 könnte auch 
nicht mehr von einer Politik der „Schwarzen Null“ 
gesprochen werden, da das Finanzierungsdefizit auf 
knapp 10 Mrd. Euro ansteigt und – trotz einsetzen-
der Kürzungen – bis 2021 auf einem Niveau von über 
7 Mrd. Euro verharrt. Bis zum Jahr 2021 stiege die 
Schuldenlast des Bundes um knapp 50 Mrd. Euro 
im Vergleich zum Referenzszenario (Abbildung 3h).

Käme es wie im zweiten Szenario unterstellt zu 
einer spürbaren Verschlechterung der gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen (Abbildung 3a), 



IMK Report Nr. 126, Mai 2017  Seite 20

wäre gemäß der unterstellten Einnahmenelastizität 
mit weiteren kräftigen Steuerausfällen, zunächst 
verbunden mit einer entsprechenden Verschlechte-
rung des Finanzierungssaldos, zu rechnen (Abbildun-
gen 3b und 3g). Dies ist bis zum Jahr 2018 noch nicht 
problematisch, weil das gesunkene BIP zu einer be-
tragsmäßigen Vergrößerung der Produktionslücke 
führt (Abbildung 3c), so dass die durch die Schulden-
bremse vorgegebene maximale Nettokreditaufnah-
me nicht überschritten wird (Abbildung 3e). Die größe-
re Produktionslücke führt wiederum zu einer höhe-
ren Konjunkturkomponente (Abbildung 3d), also einer 
größeren konjunkturbedingten Verschuldungsmög-
lichkeit. Aber schon im Jahr 2019 ist dieser Effekt 
aufgrund der unvollkommenen prozyklischen Me-
thode der Konjunkturbereinigung nicht mehr stark 
genug, um die konjunkturbedingten Einnahmen-
ausfälle, die höheren konjunkturbedingen Ausga-
ben und die steigende Zinsbelastung aufgrund des 
steigenden Schuldenstandes aufzufangen (Abbildung 
3f). Eigentlich müssten die Ausgaben sich gemäß 
der Linie der unbeschränkten Ausgaben entwickeln, 
die die Ausgaben im Referenzszenario zuzüglich 
der nicht gekürzten konjunkturbedingten Ausgaben 
und der zusätzlich zu leistenden Zinsen darstellt. Die 
Schuldenbremse greift nun aber und begrenzt die 
Ausgaben auf ein darunterliegendes Niveau. Selbst 
falls die Ausgaben konjunkturbedingt noch oberhalb 
der Ausgaben im Referenzszenario lägen, werden 
Kürzungen bei den ursprünglichen Ausgaben nötig, 
wenn man realistischer Weise davon ausgeht, dass 
die Zinsverpflichtungen und konjunkturbedingten 
Mehrausgaben (zumeist Zuschüsse an die Sozialver-
sicherung) prioritär geleistet würden. Würden letz-
tere nicht geleistet, käme es zu entsprechend nega-
tiven Rückwirkungen auf die Haushalte der Sozial-
versicherung, die dann zu restriktiven Maßnahmen 
gezwungen wären. Zur Einhaltung der Schulden-
bremse müssen die Ausgaben dann im Zeitverlauf 
im Verhältnis zu den unbeschränkten Werten immer 
weiter gekürzt werden. Vom Jahr 2020 an liegen sie 
sehr deutlich unter den Werten im Referenzszenario. 
Insgesamt würde dies im Bundeshaushalt aufgrund 
des Greifens der Schuldenbremse in der Simulation 
bis zum Jahr 2021 Ausgabenkürzungen im Umfang 
von knapp 17 Mrd. Euro erfordern. Unter konjunktu-
rell ungünstigen Umständen müssten die Bundes-
ausgaben unter der Schuldenbremse damit im Jahr 
2021 um knapp 4,6 % unter dem unbeschränkten 
Wert liegen. Die Kürzungen führen durch die Mul-
tiplikatorwirkung zu weiteren BIP-Rückgängen und 
Einnahmeausfällen. Der Wirtschaft würde dies nicht 
gut bekommen. Zusätzlich zur ohnehin unterstellten 
Konjunkturabschwächung würde sich das BIP durch 
die schuldenbremsenbedingten Kürzungen trotz der 
für sich genommen expansiven Effekte der Steuer-
senkungen um weitere 0,4 % verringern.

Dass dies so ist, liegt an der angesprochenen 
Prozyklik im Rahmen der Konjunkturbereinigung: 
Obwohl das reale BIP sich bis zum Jahr 2021 immer 
weiter vom Referenzszenario entfernt, sich die kon-

junkturelle Lage also verschlechtert, signalisiert die 
errechnete Produktionslücke von 2020 an eine spür-
bare konjunkturelle Erholung, und die Konjunktur-
komponente, also das konjunkturbedingt zulässige 
höhere Defizit, geht bis 2021 kräftig zurück. Obwohl 
die Schuldenbremse greift, liegt der Finanzierungs-
saldo des Bundeshaushaltes im Szenario mit bis zu 
-19,5 Mrd. Euro weit unterhalb des Referenzszena-
rios und des reinen Steuersenkungsszenarios mit 
entsprechenden Effekten für den Schuldenstand: Er 
läge bei über 1.100 Mrd. Euro und damit fast 80 Mrd. 
Euro oberhalb des Referenzszenarios.

FAZIT: ANDERE FINANZPOLITISCHE 
PRIORITÄTENSETZUNG ERFORDERLICH 
Die vorgenommene kritische Analyse aktueller Plä-
ne zu einer breit angelegten steuerlichen Entlastung 
kommt insgesamt zu einem ernüchternden Fazit. Für 
eine spürbare Verringerung der trendmäßig gestie-
genen Disparität in der Einkommensverteilung sind 
sie kaum geeignet – dazu entlasten sie zu stark auch 
im mittleren und gehobenen Einkommensbereich. 
Die angestrebte breite Entlastung wäre zudem fiska-
lisch teuer erkauft und würde die öffentlichen Haus-
halte von Bund, Ländern und Gemeinden selbst un-
ter günstigen konjunkturellen Rahmenbedingungen 
stark belasten. Es wäre mit neuen Kürzungsdebat-
ten zu rechnen, während gleichzeitig die Vernach-
lässigung zentraler Ausgabenbedarfe, vor allem bei 
den öffentlichen Investitionen, drohte. Dies gälte 
erst recht, wenn es im Finanzplanungszeitraum bis 
2021 zu einer spürbaren Konjunkturabschwächung 
mit entsprechenden zusätzlichen Einnahmenaus-
fällen käme. Unter der Schuldenbremse würden 
auch im Bundeshaushalt schnell kräftige Kürzungen 
erforderlich, die die Konjunktur zusätzlich belasten 
würden. Damit erwiesen sich die Steuersenkungen 
nicht nur als verteilungspolitisch und fiskalisch pro-
blematisch, sondern zusätzlich noch als makroöko-
nomisch destabilisierend.

Eine andere finanzpolitische Prioritätensetzung 
müsste dagegen aus verteilungspolitischer Sicht 
versuchen, einkommensschwache Haushalte ein-
nahmen- oder ausgabenseitig gezielt zu entlasten 
und spiegelbildlich die Top-Einkommensbezieher 
stärker zur Besteuerung heranzuziehen. Das im 
oberen Einkommensbereich erzielbare Mehrauf-
kommen müsste gleichzeitig zur Verhinderung grö-
ßerer Einnahmenausfälle im Falle breiter gestreuter 
Steuerentlastungen eingesetzt werden. Die deut-
sche Finanz- und Wirtschaftspolitik ist mit einer 
vorsichtigen Steuer(entlastungs)politik der kleinen 
Schritte in den letzten zehn Jahren sehr gut gefah-
ren. Sie sollte die Stabilität der öffentlichen Haushal-
te und dadurch wieder gewonnene Handlungsfähig-
keit des Staates in politisch schwierigen Zeiten nicht 
leichtfertig verspielen.
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